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1. Einleitung 
Wie ich bei dem Vorlesungstermin der letzten Woche angekündigt habe, werde ich 
die damals vorgestellte krisentheoretische Perspektive heute dazu heranziehen, das 
zeitgenössische Problem des beschleunigten gesellschaftlichen Strukturwandels im 
Hinblick auf damit verbundene Herausforderungen für Bildung und biografische Trans-
formationen zu betrachten.2 
Der gesellschaftliche Strukturwandel gehört zu den Dauerthemen der Sozialwissen-
schaften, inklusive der Pädagogik und Sozialen Arbeit, ebenso des allgemeinen poli-
tisch-gesellschaftlichen Diskurses. Das ist kaum verwunderlich, zählt doch die „Fort-
schrittsorientierung“, wenn man so will, das Bestreben sich Weiterzuentwickeln, zu den 
Grundzügen und zu dem Selbstverständnis der Moderne, bei aller fortschrittskritischen 
Selbstreflexion seit den 1970er-Jahren. Dass das Tempo des Strukturwandels zunimmt, 
ist ebenfalls nicht grundsätzlich neu. Jedoch hat jede weitere Phase dieser Dynamisie-
rungslogik ihre Besonderheiten und spezifische Herausforderungen. Wie sehen diese in 
der Gegenwart aus? Das ist eine der Fragen, mit denen ich mich hier aus soziologischer 
und pädagogischer Perspektive beschäftige. 
Eine weitere ist vor diesem Hintergrund die des „lebenslangen Lernens“. Seit den 
1970er-Jahren wird der gesellschaftliche Strukturwandel in Deutschland und Europa 
diskursiv von einer entsprechenden Programmatik begleitet (vgl. z. B. Kraus 2001). Dem 
liegt nicht zuletzt die Diagnose zugrunde, dass der sich dynamisierende Strukturwandel 
den Bürgerinnen und Bürgern zunehmend abverlangt, auch jenseits der klassischen 
Schul- und Ausbildungszeit zu „lernen“, mehr oder weniger die gesamte Lebens-
spanne hindurch. Zwar findet man Ideen zur Sinnhaftigkeit eines lebenslangen Erfah-
rungs-, Bildungs- oder Lernprozesses schon früh in der Kulturgeschichte, zum Beispiel in 
der Philosophie der griechischen Antike. Aber zum Rang eines gesellschaftlichen Dau-
erdiskurses, in dem dies nicht nur als Desiderat, sondern auch als Notwendigkeit auf-
gefasst wird, hat es die Idee erst im Kontext der Moderne geschafft, und dort auch erst 
in einem vergleichsweise späten Stadium. 
 
 
1 Ich danke Margaret Griesse, Axel Jansen, Nicos Karydis und Amos Nascimento für die Lektüre einer früheren Version dieses 
Textes sowie für ihre anschließenden Kommentare und Hinweise. 
2 Bei diesem Vorlesungstermin habe ich eine vergleichsweise neue konstitutionstheoretische Perspektive der Sozialwissenschaf-
ten im Anschluss an Ulrich Oevermann aufgegriffen und dargestellt. Deren Kenntnis wird bei den folgenden Ausführungen durch-
gängig in Anspruch genommen. Ohne diese Kenntnis ist die Gefahr von Missverständnissen an verschiedenen Stellen groß. Der 
entsprechende Vorlesungstext ist über den MACAU-Publikationsserver der Christian-Albrechts-Universität zugänglich. Bibliogra-
fische Angaben dazu: Franzmann, Manuel (2021): Krisentheoretische Perspektiven auf Bildung und Transformation im Lebens-





2. Die Idee des „lebenslangen Lernens“ im Kontext der Transformation des US-ameri-
kanischen Kapitalismus seit den 1930er-Jahren  
In den USA, seit dem Übergang ins 20. Jahrhundert das führende Land der kapitalisti-
schen Modernisierung, lassen sich entsprechende Vorstellungen mindestens bis in die 
1930er-Jahre zurückverfolgen, wo sie in der Zeit der durch Massenarbeitslosigkeit ge-
prägten „Großen Depression“ nach dem Börsenkrach von 1929 im Kontext der damals 
aufkommenden Debatte um technologisch bedingte Arbeitslosigkeit diskutiert wor-
den sind (Bix 2000: 211f.). 
Der Kapitalismus erlebte in dieser Zeit eine grundlegende Transformation. Während er 
im 19. Jahrhundert noch auf den extensiven Gebrauch von lebendiger menschlicher 
Arbeitskraft als dominantem Produktionsfaktor ausgerichtet war (vgl. Miegel & Wahl 
2002: 62) und vor diesem Hintergrund in den USA im Jahr 1918 den historischen Höhe-
punkt des industriellen Beschäftigungsniveaus erreichte (Bix 2000: 119), begann die Be-
schäftigung danach wieder zu sinken. Damals neue Ansätze der Arbeitsorganisation 
wie Taylorismus und Fordismus entfalteten erhebliche Potenziale der Arbeitsrationali-
sierung und Freisetzung von Arbeitskräften bei gleichzeitig fortschreitendem Wirt-
schaftswachstum. Sie schufen zugleich Voraussetzungen für die spätere Entwicklung 
in Richtung Automatisierung, und dies mit wachsendem Tempo. In der Konsequenz 
verlor der Produktionsfaktor lebendige menschliche Arbeitskraft in quantitativer Hin-
sicht immer weiter an Gewicht zugunsten der Produktionsfaktoren Kapital und Wissen, 
eine Entwicklung, die sich bis in die Gegenwart weiter fortgesetzt hat. 
Die amerikanische Historikerin Amy Sue Bix schreibt in ihrem einschlägigen Buch „In-
venting ourselves out of Jobs?“ (Bix 2000), in dem sie die amerikanische Debatte zur 
technologischen Arbeitslosigkeit seit den 1930er-Jahren nachzeichnet, im Hinblick auf 
diese Anfangszeit der Diskussion: 
„Ökonomen der sogenannten ‚Works Progress Administration‘ (WPA) unter-
suchten gründlich die jüngsten Produktions- und Arbeitstrends in verschiedenen 
Industrien, Dienstleistungsbereichen und der Landwirtschaft. Die Arbeitslosigkeit 
blieb hartnäckig hoch, selbst als sich die Wirtschaft von der Depression zu erho-
len begann, was auf die beunruhigende Möglichkeit hindeutete, dass die Me-
chanisierung das Grundniveau der verfügbaren Arbeit verringert hatte. WPA-
Beamte begannen von ‚permanenter technologischer Arbeitslosigkeit‘ zu spre-
chen.“ (eigene Übersetzung von Bix 2000: 43)3 
Diesbezügliche Befürchtungen erwiesen sich in den Folgejahren als übertrieben, weil 
die Arbeitslosigkeit während des Zweiten Weltkriegs und in dem prosperierenden 
Nachkriegsjahrzehnt der 1950er-Jahre wieder zurückging. Aber es drängte sich den 
meisten Beobachter*innen gleichwohl der Schluss auf, dass der technologische Wan-
del vielen Menschen, besonders den arbeitslos gewordenen, in Zukunft immer wieder 
 
 
3 Englisches Original-Zitat: “Economists in the Works Progress Administration undertook intensive research into recent production 
and labor trends in various industries, service sectors, and agriculture. Unemployment remained stubbornly high, even as busi-
ness started to recover from depression, suggesting the disturbing possibility that mechanization had cut into the base level of 




erhebliche Anpassungsleistungen abverlangen würde, nicht zuletzt, um den Über-
gang zu neu entstandenen Arbeitstätigkeiten zu schaffen (ebenda). 
Diesen Strukturzusammenhang muss man wahrscheinlich als den dominanten, wenn 
auch nicht einzigen Grund dafür ansehen, dass die Idee des lebenslangen Lernens in 
den fortgeschrittenen kapitalistischen Industrieländern fortan zum Dauerthema ge-
worden ist und sich die Sichtweise durchsetzte, dass derart dynamisierte Gemeinwe-
sen eine entsprechende Lebensführung ihrer Mitglieder benötigen, damit letztere 
nicht im Laufe ihres Erwerbslebens auf dem Arbeitsmarkt den Anschluss verlieren. 
Nachdem in den USA der Wirtschaftsboom des Nachkriegsjahrzehnts vorbei war und 
die Arbeitslosigkeit in den 1960er-Jahren wieder zu steigen begann, kehrte die De-
batte über technologisch bedingte Massenarbeitslosigkeit nicht nur zurück. Sie wurde 
nun auch sehr viel grundsätzlicher und breiter geführt (ebenda). Diskussionen löste ins-
besondere der Umstand aus, dass die technologische Entwicklung, die natürlich in ers-
ter Hinsicht einen begrüßenswerten Fortschritt darstellte und wachsenden Wohlstand 
ermöglichte, offenkundig für erhebliche Teile der Bevölkerung zu einer schwerwiegen-
den existenziellen Last wurde. Diese hatten zur Bewältigung von Arbeits- und Einkom-
menslosigkeit beachtliche biografische Anpassungsleistungen zu erbringen, und dies 
unter den ungünstigen Voraussetzungen einer existenziellen Notlage. Sie mussten nicht 
nur die ökonomische Lebensgrundlage übergangsweise entbehren, was die Hand-
lungsmöglichkeiten stark beschränkte, und sich dennoch beruflich umorientieren, son-
dern im Zuge dessen häufig auch noch den Wohnort wechseln und damit die soziale 
Verwurzelung im Nahbereich aufgeben, um in florierenden Regionen neue Arbeit zu 
finden. Sie mussten zudem als arbeitslose Hilfsbedürftige in einer „Arbeitsgesellschaft“ 
die entsprechende Stigmatisierung ertragen. Insgesamt betrachtet gingen sie somit 
bei der Verteilung der Früchte des Fortschritts nicht nur materiell weitgehend leer aus, 
sondern sie hatten sogar unter dem Fortschritt unmittelbar und auf eine ihre gesamte 
soziale Existenz betreffende Weise zu leiden. Forderungen nach einer Beteiligung der 
ganzen Bevölkerung an der Dividende des technologischen Fortschritts kamen auf. 
Besonders weitreichend war in dieser Hinsicht die Idee eines „garantierten Grundein-
kommens“ (Theobald 1966), die weltweit erstmals in einer breiteren gesellschaftlichen 
Debatte zum Thema wurde (vgl. Steensland 2018). 
3. Die erste gesellschaftsweite Debatte zur Idee eines „garantierten Grundeinkom-
mens“ 
Die Idee stieß damals Interessenlager- und Partei-übergreifend auf Resonanz. Sie 
wurde von den unterschiedlichsten Entscheidungsträger*innen, Fachleuten, Akti-
vist*innen und Intellektuellen erstaunlich unvoreingenommen und offen diskutiert, ver-
gleicht man dies mit späteren Konjunkturen der Grundeinkommensdiskussion, bei de-
nen sich unter dem am gesellschaftlichen Mehrheitskonsens ausgerichteten, karriere-
orientierten Teil des Establishments diesbezüglich bereits erhebliche kulturelle Abwehr-
formationen gebildet hatten (vgl. Franzmann 2010). 
Im Vergleich dazu diskutierte man in den 1960er-Jahren in den USA in konservativen 
Kreisen erstaunlich unbefangen über Milton Friedmans Idee einer „negativen Einkom-
mensteuer“ (Friedman 1962), die eine Grundeinkommensvariante darstellt. Martin Lu-
ther King Jr. forderte als Stimme der progressiven Bürgerrechtsbewegung, den wach-
senden Wohlstand für ein garantiertes Grundeinkommen zu nutzen, um Armut fortan 




Theobald versprach sich vom technologischen Fortschritt sogar die Möglichkeit der 
erstmaligen Abschaffung von Armut in der Geschichte der Menschheit mithilfe eines 
solchen Grundeinkommens. Als Sohn eines britischen Geschäftsmanns und Absolvent 
der Cambridge-University war ihm die mußeorientierte Gentleman-Kultur Großbritan-
niens vertraut. Er brachte diese Perspektive (vgl. diesbezüglich auch Keynes 2010; 
Marshall 1992; Russell 1935; Sloman 2016, 2018) in die amerikanische Diskussion ein, d. h. 
in ein Land, das kulturell damals sehr mittelständisch ausgerichtet und von der klassi-
schen Arbeitsethik (vgl. Weber 1988a, 1988b; Arendt 1960: 11f.) völlig durchdrungenen 
war. Theobald diskutierte die Möglichkeit einer Nutzung des wachsenden Wohlstands 
für eine „Demokratisierung der sozialstrukturellen Verfügbarkeit von Muße“ mithilfe ei-
nes bedingungslosen Grundeinkommens, um es mit meinen eigenen Worten auszu-
drücken (Franzmann 2010, 2020; vgl. Theobald 1961, 1962, 1963, 1967, 1968). 
Ich komme hier etwas ausführlicher auf die Grundeinkommensidee zu sprechen, weil 
sie bei näherem Hinsehen dem Humboldt’schen Bildungsgedanken entspricht. Vor 
dem Hintergrund der krisentheoretischen Perspektive, die ich Ihnen beim letzten Vor-
lesungstermin vorgestellt habe, erscheint sie als besonders radikale Antwort auf die 
Dynamisierung des gesellschaftlichen Wandels. 
Die amerikanische Grundeinkommensdiskussion der 1960er-Jahre beschränkte sich 
aber nicht auf eine öffentliche Diskussion unter Wissenschaftler*innen, Bürgerrechtsak-
tivist*innen und Intellektuellen. Unter den Präsidenten Kennedy und Johnson begann 
sich auch die US-Regierung mit der Idee eines garantierten Grundeinkommens inten-
siver auseinanderzusetzen. Eine ganze Serie von Grundeinkommenspilotprojekten 
wurde mit (bundes-) staatlicher Finanzierung in verschiedenen Regionen der USA und 
Kanadas auf den Weg gebracht, nach dem Modell von „randomisierten Kontrollstu-
dien“ (RCT), mit Laufzeiten von teilweise bis zu 5 Jahren, partiell sogar bis zu 10 Jahren, 
und Teilnehmer*innenzahlen von bis zu 5000 Personen (Widerquist 2018: 45f.). Nie zuvor 
hat es bei einer sozialpolitischen Reformidee eine vergleichbar systematische wissen-
schaftliche Experimental-Erprobung gegeben (Hausman u. a. 1985; Oakley 1998). 
Die konservative Nixon-Administration machte sich ab 1969 sogar auf den Weg, eine 
Variante von Friedmans Idee einer Negativen Einkommensteuer in den USA bundes-
weit zu implementieren. Allerdings scheiterte der Prozess schließlich auf halbem Wege 
im Senat (Steensland 2018). Die klassische Arbeitsethik war zu diesem Zeitpunkt auch 
noch zu tief in der Bevölkerung verankert, als dass es eine vorwiegend in Führungskrei-
sen geführte Debatte unter Wissenschaftler*innen, Intellektuellen, Aktivist*innen, Politi-
ker*innen, Fachleuten, usw. vermocht hätte, es bis zur politischen Verwirklichung zu 
schaffen. Derart tief greifende Reformen sind in einer Demokratie in aller Regel auf 
einen breiten Rückhalt im Wahlvolk, also auf politische Mehrheiten angewiesen, die 
damals noch nicht existierten. 
Das Scheitern des ersten historischen Versuchs einer politischen Implementation der 
Grundeinkommensidee in den USA unter Nixon erwies sich in den folgenden Jahrzehn-
ten als weitreichende historische Weichenstellung für die USA und die Welt. Indem die 
Grundeinkommensoption verworfen wurde, bewegte sich das Land fortan, vor allem 
ab der Mitte der 1970er-Jahre, auf einem völlig anderen Entwicklungspfad im Umgang 
mit den Herausforderungen des sich dynamisierenden Strukturwandels: Der Wohl-




gen“ mit dem „neoliberalen“ Versprechen einer „trickle down economy“ vorangetrie-
ben (bei welcher der wachsende Wohlstand, der durch stärker investierende Unter-
nehmen entstehe, angeblich wie von selbst in der Gesellschaft „nach unten“ durchsi-
ckere). Faktisch begann jedoch die soziale Ungleichheit nach den ökonomisch egali-
tären, „mittelständischen“ Nachkriegsjahrzehnten der USA deutlich zuzunehmen. Die 
„Gesamtverschuldung“ stieg durch eine kompensatorische Politik des „Wirtschafts-
wachstums auf Pump“ in astronomische Höhen (d. h. die Verschuldung des Staates, 
der Privatwirtschaft und der Bevölkerung). Der Finanzsektor wurde auch aus diesem 
Grund immer größer, aber auch wegen einer Zentralbankpolitik, die sich daran ge-
wöhnt hatte, Wirtschaftskrisen mit der Verteilung von billigem Geld („quantitative ea-
sing“) über privatwirtschaftliche Finanzdienstleister zu lösen, die davon profitierten und 
immer mehr Mittel zur Verfügung hatten. Die Todesstrafe wurde Ende der 1970er-Jahre 
wieder eingeführt, das Gefängniswesen fortan stark ausgebaut, sodass die USA nach 
der Jahrtausend-Wende für einige Jahre zum Land mit der höchsten Inhaftierungsrate 
auf der Welt wurden. Diese Liste ließ sich noch fortsetzen. In gewisser Weise wurde der 
Fortschritts-optimistische, zum utopischen Denken fähige, hoffnungsvolle amerikani-
sche Geist der Nachkriegszeit zunehmend zu einer blassen Erinnerung in einer ernüch-
ternden Realität, in der immer mehr die betriebswirtschaftliche Rationalität in vielen 
gesellschaftlichen Bereichen zur führenden Rationalität wurde und Züge einer säkula-
ren Ersatzreligion4 annahm. 
Was Viele in der heutigen Grundeinkommensdiskussion nicht wissen: Dieser von den 
USA ab Mitte der 1970er-Jahre eingeschlagene alternative Entwicklungspfad hin zum 
aktivierenden Workfare-Staat, welcher mit der Präsidentschaft des Republikaners 
Ronald Reagan in den 1980er-Jahren prägnante Gestalt annahm und fortan auf viele 
Länder der Erde (ebenso auf andere, nicht-konservative Parteien, darunter liberalisti-
sche, sozialdemokratische, grüne und weitere) ausstrahlte, hat sich in erheblichem 
Maße in direkter, kritischer Absetzung gegenüber den Grundeinkommensideen in den 
1960er und 1970er-Jahren profiliert: Reagan machte als kalifornischer Gouverneur An-
fang der 1970er-Jahre insbesondere gegen die Grundeinkommenspolitik seiner regie-
renden Parteigenossen in Washington öffentlich Front und warb für seine alternativen 
wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen Ideen, die er parallel zu den oben erwähnten 
nordamerikanischen Grundeinkommenspilotstudien der 1970er-Jahre mit Workfare-Ex-
perimenten in kalifornischen Städten erproben ließ:5 
 
 
4 Der Ausdruck „säkulare Ersatzreligion“ bezieht sich hier nicht auf sämtliche Erscheinungsformen der Säkularisierung von Welt-
bildern und Glaubensformen, sondern nur auf solche, die tatsächlich den Charakter einer Ersatzreligion an sich tragen. Das sind 
eher frühe Formen von Säkularisierung, wie der klassische, noch sehr religionsnahe und deswegen häufig auch forciert religions-
kritische, wenn nicht sogar religionsfeindliche, Atheismus. Im frühen Stadien der Säkularisierung kommt es wegen der noch gro-
ßen Religionsnähe bei der Ausbildung säkularer Glaubensvorstellungen und -praktiken häufig (allerdings nicht notwendig) zu 
einem regelrechten Nachbau religiöser Glaubensvorstellungen und -praktiken in säkularer Form. Das ändert sich mit dem Fort-
schreiten der Säkularisierung, die sich zunehmend von Religionen entfernt, ablöst, sich darin konsolidiert und dann im Hinblick 
auf Religionen lebenspraktisch irgendwann schlicht indifferent wird. Bei dieser fortgeschrittenen, durchsäkularisierten „religiösen 
Indifferenz“ kann man nicht mehr von einer „Ersatzreligion“ sprechen. Vgl. Franzmann 2017. 
5  Videoaufzeichnung eines öffentlichen Auftritts von Gouverneur Ronald Reagan an der “Luther Burbank High School” am 22. 
Mai 1973, in der dieser gegenüber Studierenden die Grundeinkommenspolitik seiner Parteigenossen in Washington scharf kriti-
sierte und seine Workfare-Ideen profilierte: https://archive.org/details/csth_000082  
Eine Ironie der Geschichte ist, dass der kalifornische Gouverneur des Jahr 2021 Gavin Newson am 15.5.2021 bekannt gab, 35 




"Ronald Reagans anschließende Wahl im Jahr 1980 brachte neue Ideen zur So-
zialstaatsreform in den Vordergrund amerikanischer Politik, die in direkter Oppo-
sition zur Politik eines „garantierten Grundeinkommens“ entstanden waren und 
die den Niedergang von Konzepten eines garantierten Grundeinkommens in 
der nationalen Politikgestaltung anzeigten." (eigene Übersetzung von Steens-
land 2008: 182)6 
"Der 'neue Konsens' in der Sozialstaatsreform, der sich in dieser Zeit herausbil-
dete, gipfelte in Präsident Bill Clintons Sozialstaatsreformgesetz von 1996, das 
staatlich geförderten Sozialleistungen beendete." (Eigene Übersetzung von 
Steensland 2008: 219)7 
4. Lebenslanges Lernen jenseits des wirtschaftlichen Funktionszusammenhangs? 
Was die Programmatik eines lebenslangen Lernens anbelangt, so entwickelten sich ab 
den 1970er-Jahren, verstärkt dann in den 1990er-Jahren entsprechende Konzepte 
auch in Europa und in internationalen Organisationen wie zum Beispiel der UNESCO 
und der OECD (Delors 1996; Kraus 2001: 57ff.; OECD 1996; Europäische Union 1995; 
Klein 2017; Kommission der europäischen Gemeinschaften 2000). Das Schlagwort der 
„Wissensgesellschaft“ trat hinzu (vgl. Dewe und Weber 2007) und wurde zur übergrei-
fenden Hintergrundfolie für eine Politik, die sich der Programmatik eines lebenslangen 
Lernens zunehmend als Mittel zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit des jeweiligen 
nationalen Produktionsstandorts verpflichtet fühlte. Zwar gingen erziehungswissen-
schaftliche und intellektuelle Beiträge zur Diskussion immer wieder auch über den dar-
gestellten Funktionszusammenhang einer Anpassung von Arbeitskräften an sich trans-
formierende Arbeitsmärkte mittels lernender Weiterbildung hinaus (vgl. Hof 2009; Kade 
und Seitter 2013; Alheit und Dausien 2002; Alheit und von Felden 2009; Ribolits 1995; 
Wernstedt 2008). Aber bei der politisch-gesellschaftlichen Implementation von Kon-
zepten blieb dieser dominant. 
Das zeigt sich wohl nicht zuletzt an der Dominanz des Lernbegriffs,8 auch wenn man 
hier berücksichtigen muss, dass einige fachwissenschaftliche Autor*innen mit diesem 
Wort, wenig differenzierend, sowohl routinierte Prozesse des Erwerbs von Fertigkeiten 
und Wissensbeständen als auch krisenvermittelte Bildungsprozesse bezeichnen. 
 
 
schon vor dieser Entscheidung viele US-amerikanische Städte kommunale Grundeinkommenspilotprojekte begonnen haben, da-
runter auffällig viele kalifornische Gemeinden. Unter den Städten mit kommunalen Grundeinkommensexperimenten sind zudem 
auch fast alle Städte, in denen bereits in den 1970er-Jahren Grundeinkommensexperimente durchgeführt wurden. Vgl. 
https://www.mayorsforagi.org ; https://www.irp.wisc.edu/research/nit/irp-negative-income-tax-archive/  
6 Englisches Original-Zitat: “Ronald Reagan’s subsequent election in 1980 brought to the forefront of domestic politics new welfare 
reform ideas that had arisen in direct opposition to GAI [=”Guaranteed Annual Income”] policies and that signaled the eclipse of 
GAI plans from national policymaking.” (Steensland 2008: 182) 
7 Englisches Original-Zitat: “The ‘new consensus’ on welfare reform that emerged during this period culminated in President Bill 
Clinton’s 1996 welfare reform legislation, which terminated government-sponsored welfare entitlements.” (Steensland 2008: 219) 
8 In der Psychologie ist die Dominanz des Lernbegriffs sogar nicht nur im Hinblick auf das Thema „lebenslanges Lernen“, sondern 
generell traditionell besonders ausgeprägt, was man in der Vergangenheit nicht zuletzt daran ablesen konnte, dass selbst bei 
einer so dezidiert kritischen und humanistischen (unter anderem marxistische Ideen aufgreifenden) Psychologie wie der „Kriti-
schen Psychologie“ von Klaus Holzkamp und anderen der Lernbegriff absolut im Vordergrund stand. Vgl. zum Beispiel: Holzkamp 




Wie sähe aber ein Konzept aus, das aus dem engen Funktionszusammenhang des Ar-
beitsmarktes radikal herausträte, bei dem es also nicht nur überwiegend um „Weiter-
bildung“ im Sinne von routinierten Prozessen des Erwerbs von arbeitsmarktbezogenen 
neuen Fertigkeiten und Wissensbeständen ginge, sondern um umfassende, krisenver-
mittelte Bildungsprozesse über die Lebensspanne hinweg? 
Die weitreichendste Variante wäre wohl tatsächlich eine, bei der das bedingungslose 
Grundeinkommen dazu ein sozialstrukturelles Fundament legte. Mit ihm würde die Ver-
fügbarkeit der Muße, wie sie schon Robert Theobald und Anderen vorschwebte, sozi-
alstrukturell demokratisiert (vgl. auch Franzmann 2020). Die Verfügbarkeit der Muße 
wäre nicht mehr sozial sehr ungleich verteilt, sondern im Prinzip Allen gleichermaßen 
zugänglich. Denn dafür ist nicht unbedingt, wie gegenwärtig, ein großes Vermögen 
nötig, das den erforderlichen ökonomischen Spielraum verschafft. Ein bedingungslo-
ses Grundeinkommen in ausreichender, wenn auch eher bescheidener Höhe, das von 
der politischen Gemeinschaft auf verlässliche Weise gezahlt würde, reicht dazu im Prin-
zip aus. Humboldts Bildungsgedanke würde dadurch seinen ungewollt-elitären Zug 
verlieren, weil Muße als Voraussetzung von autonomer und autonomisierender Bildung 
fortan für jedes Mitglied des Gemeinwesens zugänglich wäre. (Ausgenommen hiervon 
wären allerdings Menschen mit einem starken, krankheitsbedingten Leidensdruck 
oder auch einer anderen Form von existenzieller Unsicherheit, sofern eine solche pa-
rallel zum Grundeinkommen existierte.) 
Ob ein solches Grundeinkommen volkswirtschaftlich und in anderen Hinsichten wirklich 
realisierbar wäre, müssen wir hier offenlassen. Das überschreitet den soziologischen 
und pädagogischen Rahmen. Ich möchte aber vor dem verbreiteten Irrtum warnen, 
dass die Idee automatisch eine praktische Umsetzung impliziert, bei der der Grundein-
kommensbetrag den bisherigen Individualeinkommen einfach hinzugefügt würde, so-
dass gesellschaftlich eine entsprechend riesenhafte Finanzierungssumme zusätzlich 
aufgebracht werden müsste – deswegen vielleicht auch Inflation drohte, an anderer 
Stelle essenzielle staatliche Leistungen eingespart werden müssten, usw. Nicht Wenige, 
darunter auch einige Ökonom*innen, die es eigentlich besser wissen müssten, halten 
ein solches Grundeinkommen schon aufgrund dieser irrtümlichen Annahme für nicht 
finanzierbar. Jedoch ist selbstverständlich vorstellbar, dass man die bisherigen Vertei-
lungsströme der Individualeinkommen mehr oder weniger so umzuorganisieren ver-
sucht, dass jede/r bei gleichbleibender Erwerbstätigkeit oder Arbeitslosigkeit ungefähr 
so viel hätte, wie vor der Einführung des bedingungslosen Grundeinkommens, mit dem 
entscheidenden Unterschied, dass das Individualeinkommen in der definierten Grund-
einkommenshöhe fortan eben bedingungslos zur Verfügung stünde. Hat man dies ein-
mal begriffen, wird auch schnell klar, dass die Frage der Finanzierbarkeit vor allem da-
von abhängt, wie die Menschen die große Handlungsfreiheit, die ihnen die bedin-
gungslose Einkommenssicherung gewährte, praktisch nutzen würden. Nutzten sie sie 
so, dass dies volkswirtschaftlich in der Summe problematische Konsequenzen zeitigte, 
würde die Finanzierung auf Dauer erodieren. Nutzten sie sie dagegen auf vernünftige, 
darin eingeschlossen auf eine Gemeinwohlbelange berücksichtigende Weise, wäre 
die Finanzierung gesichert. Ja, sie verbesserte sich dann womöglich sogar progressiv. 
Im Hinblick auf pädagogische Fragen dient uns die Beschäftigung mit der Grundein-
kommensidee hier erst einmal nur als eine hypothetische Konstruktion, die den Hum-




stitutionalisieren würde, sodass auch über die Lebensspanne hinweg genuine, auto-
nome Bildungsprozesse auf der Basis von Muße für Alle in der so bedeutsamen ökono-
mischen Hinsicht möglich scheinen. Dass die Idee eines bedingungslosen Grundein-
kommens tatsächlich Humboldts Bildungsgedanken nahesteht, mag das folgende Zi-
tat veranschaulichen. 
„Das höchste Ideal des Zusammenexistierens menschlicher Wesen wäre mir 
dasjenige, in dem jedes nur aus sich selbst, und um seiner selbst Willen sich ent-
wickelte.“ (aus: „Ideen zu einem Versuch, die Gränzen der Wirksamkeit des 
Staats zu bestimmen“, vgl. Humboldt 1988: Bd. 7, S. 13) 
Um die Grundeinkommensidee näher zu konturieren, ist es wichtig, dass wir die krisen-
theoretische Perspektive, die ich Ihnen beim letzten Mal vorgestellt habe, nun um eine 
genauere Bestimmung des Begriffs der Muße ergänzen. Denn die Demokratisierung 
der Muße ist der entscheidende Punkt beim bedingungslosen Grundeinkommen, zu-
mindest aus pädagogischer Sicht. 
5. Ein krisentheoretisch begründeter Mußebegriff 
Das Wort „Muße“ verweist alltagssprachlich insbesondere auf eine Art Gemütszustand, 
der sich dadurch auszeichnet, dass wir uns nicht bedrängt fühlen und uns vor diesem 
Hintergrund zum Beispiel in Ruhe und ausschließlich intrinsisch motiviert mit einer Sache 
um ihrer selbst willen beschäftigen können. Das Wort verweist aber genauso auf die 
entsprechende praktische Situation, in der wir über einen solchen Freiraum verfügen 
und nicht unter Handlungsdruck stehen. Wie sich darin andeutet, verweist das Wort 
insgesamt betrachtet auf eine spezifische Art von Praxis, die sich dadurch auszeichnet, 
dass man sich sowohl in einer müßigen Lage befindet als auch einen entsprechenden 
Gemütszustand darin annimmt, sodass man in dieser Einheit von äußerer und innerer 
Verfassung die zur Verfügung stehende freie Zeit unbedrängt und selbstbestimmt mit 
irgendeiner Tätigkeit füllen kann und füllt. Dass Muße in erster Linie eine Praxis ist und 
als solche bestimmt werden muss, ist für den sozialwissenschaftlichen Diskurs keines-
wegs selbstverständlich. Man stößt darin immer wieder auf die Tendenz, den Mußebe-
griff auf einen psychischen Zustand zu reduzieren. 
Als Praxis unterscheidet sich Muße grundsätzlich von Tätigkeiten wie Ausruhen, Ent-
spannen, Erholen, Zerstreuen, die häufig mit Muße verwechselt oder davon zumindest 
nicht klar genug unterschieden werden. Wer sich aber ausruhen muss, ist in diesem 
Moment gerade nicht in einem ruhigen, müßigen Gemütszustand. Wer müde und er-
schöpft ist, befindet sich vielmehr in einem Zustand der Bedürftigkeit. Bedürftigkeit be-
deutet eine Form von Bedrängnis. Wer sich ausruht, entspannt, erholt, zerstreut, gibt 
dieser Form von Fremdbestimmung nach. Erst wenn man ausgeruht und erholt ist, 
wenn das Bedürfnis nach Rekreation befriedigt ist, kann die Praxis der Muße im enge-




Wenn es sich tatsächlich so verhält, dann hat dies auch Konsequenzen für das begriff-
liche Verhältnis von „Muße“ zu „Arbeit“ und „Freizeit“.9 Das Verhältnis von Erwerbsar-
beit und klassischer Freizeit wird maßgeblich durch den Rekreationsbedarf bestimmt, 
den vor allem die Erwerbsarbeit immer wieder neu erzeugt und dem dann in der klas-
sischen „Freizeit“ nachgegeben wird. Über diesen funktionalen Zusammenhang 
springt das Fremdbestimmungsmoment der Erwerbsarbeit in die Freizeitsphäre über. 
Vor diesem Hintergrund gehören Erwerbsarbeit und klassische Freizeit kultursoziolo-
gisch gesehen beide der gesellschaftlichen Sphäre der Entfremdung an, mit Karl Marx 
gesprochen dem „Reich der Notwendigkeit“ (Marx und Engels 2003: 828). Muße re-
präsentiert demgegenüber das „Reich der Freiheit“ (ebenda), jene Sphäre, in der 
selbstbestimmt und unbedrängt produziert oder auch rezipiert wird um seiner selbst 
willen, d. h. um der Sache willen, der man sich widmet. 
Freizeit kann nun allerdings durch fortgesetzte Arbeitszeitverkürzung so stark ausgewei-
tet werden, dass sie irgendwann über das Maß hinausreicht, das zur Rekreation benö-
tigt wird. Ab diesem Punkt beginnt die klassische Freizeit in genuine Muße umzuschla-
gen. Dies gilt gesellschaftlich wie individuell. Insofern kann man den Mußebegriff auch 
über die Qualität von Zeit bestimmen. Muße ist jene frei disponible Zeit, die erst beginnt, 
wenn man sich vollständig erholt hat und keine drängenden Bedürfnisse mehr befrie-
digen muss. 
Eine interessante Frage ist, ob der gesellschaftliche Umschlagpunkt von Freizeit in 
Muße in Deutschland historisch mit dem IG-Metall-Streik von 1984 um die 35-Stunden-
Woche erreicht worden ist. Jedenfalls hat die bis dahin währende historische Epoche 
der schrittweisen Arbeitszeitverkürzungen zu dieser Zeit ihr Ende gefunden, was bei ei-
ner „Arbeitsgesellschaft“ auch nicht wirklich verwunderlich ist (vgl. dazu Arendt 1960: 
7–15; Dahrendorf 1980). 
Wichtig zu sehen ist, dass auch Arbeitslosigkeit wenig mit Muße zu tun hat. Arbeitslosig-
keit bleibt, wie schon der Ausdruck preisgibt, negativ an die Norm der Erwerbsarbeit 
gebunden. Sie ist gesellschaftlich als bloßer Mangelzustand konstruiert und institutio-
nalisiert, in welchem man nicht mit einem positivierten Lebensentwurf „sesshaft“ wer-
den darf. Wer sich lange in Arbeitslosigkeit befindet, lebt daher auch in einem dau-
ernden Ausnahmezustand, in dem es keine vollgültige Anerkennung gibt. Dies – und 
nicht etwa jene verbreitete, mystifizierend-anthropologisierende Deutung, wonach 
der Mensch in puncto Sinnstiftung auf Erwerbsarbeit angewiesen sei – bildet den struk-
turellen Hintergrund dafür, dass die Situation der Arbeitslosigkeit psychisch sehr belas-
tend ist. Sie erzeugt in paradox anmutender Weise selbst dann negativen Stress und 
macht perspektivisch krank, wenn man trotz Bewerbungen und Fortbildungen noch 
viel Zeit in der Woche übrighat und einem vor lauter freier Zeit die „Decke auf den 
Kopf fällt“, wie das von einigen Langzeitarbeitslosen tatsächlich formuliert wird (vgl. 
dazu Bauer u. a. 2011a, 2011b). Kaum etwas ist sozialwissenschaftlich so gut erforscht, 
 
 
9 Dem hier vertretenden, krisentheoretisch begründeten Mußebegriff (vgl. dazu auch Franzmann 2010) entsprechen unter den 
Beiträgen des seit dem Jahr 2013 arbeitenden DFG-Sonderforschungsbereichs 1015 „Muße“ an der Universität Freiburg noch 




wie diese psychische Belastungswirkung der Arbeitslosigkeit (vgl. z. B. Kieselbach 2007; 
Rogge und Kieselbach 2009), die genuine Muße gar nicht erst aufkommen lässt. 
Wie man daran ablesen kann, ist genuine Muße gesellschaftlich nur begrenzt verfüg-
bar. Sie war historisch vor allem ein Privileg wohlhabender Schichten, zunächst insbe-
sondere aristokratischer Kreise, später dann des Großbürgertums, paradigmatisch ver-
körpert in den britischen Gentlemen und ihrer Lebensmaxime: nicht zu arbeiten, um zu 
essen, sondern zu essen, um (selbstbestimmt und frei) zu arbeiten (bzw. um einer sinn-
vollen Tätigkeit um ihrer selbst willen nachzugehen). Bis heute ist die Verfügbarkeit von 
Muße sozial sehr ungleich verteilt, weil sie ökonomisch voraussetzungsvoll ist, aber ge-
nauso von kulturellen Legitimationsstrukturen und weiteren Bedingungen existenzieller 
Sicherheit abhängt.  
Da „Muße“ der Inbegriff von Autonomie ist, gehört der Mußebegriff ins Zentrum eines 
neuen Paradigmas der sozialen Ungleichheitsforschung, das derzeit noch überwie-
gend ein Desiderat ist. Der Mußebegriff bietet hierbei die interessante Möglichkeit der 
Weiterentwicklung und theoriestrategischen Erweiterung der Grundlagen des „capa-
bility approach“ von Amartya Sen und Martha Nussbaum (Nussbaum 2010; Sen 2000, 
1962, 2001), der die menschliche Entwicklung unter dem zentralen Gesichtspunkt der 
Autonomie bzw. Befähigung betrachtet.10 Der Mußebegriff erlaubt zugleich die Refor-
mulierung und Aktualisierung jener Sozialstaatstheorie Thomas H. Marshalls, deren per-
spektivischer Fluchtpunkt menschlicher Entwicklung die Universalisierung der schon er-
wähnten, mußebasierten „Gentleman-Kultur“ ist.11 
Der Mußebegriff wird häufig auch nicht genügend davon unterschieden, was man als 
„Kontemplation“ bezeichnen könnte. In der mittelalterlichen Philosophie wurde zwi-
schen einer „vita activa“ und einer „vita contemplativa“ unterschieden. Wie un-
schwer zu erkennen ist, geht es dabei um die Differenz zwischen einem zweckgerich-
teten Praxisvollzug und einer Unterbrechung desselben durch eine Reflexionsphase. 
Muße ist jedoch nicht einfach mit Reflexion gleichzusetzen. Über Muße zu verfügen, ist 
zwar für eine Reflexionstätigkeit äußerst zuträglich. Aber man kann die Praxis der Muße 
auch auf andere Weise füllen. So gut wie jede Tätigkeit, die zum Zwecke des Erwerbs 
 
 
10 Muße impliziert als Inbegriff von Autonomie, dass wichtige Lebensbedürfnisse schon befriedigt und grundlegende Bedingungen 
existenzieller Sicherheit gegeben sind. Sie setzt der menschlichen Entwicklung daher in gewisser Weise die Krone auf. Ohne sie 
fehlt – gerade auch im Hinblick auf Bildungsprozesse und biografische Transformationen – eine entscheidende Dimension, bleibt 
Autonomie erheblich eingeschränkt. 
11 Vgl. diesbezüglich das folgende Zitat von Thomas H. Marshall, in dem sich dieser über einen Vortrag seines Namensvetters 
Alfred Marshall äußerte: „In seinem Vortrag warf Marshall [also Alfred Marshall, M.F.] die Frage auf, ‚ob es einen triftigen Grund 
für die Vermutung gibt, daß die Verbesserung der Lage der arbeitenden Klasse Grenzen hat, die sie nicht überschreiten kann.‘ 
‚Die Frage ist nicht‘, sagte er, ‚ob letztlich alle Menschen gleich sind - sie sind es selbstverständlich nicht -, sondern ob der 
Fortschritt nicht gleichmäßig, wenn auch langsam vorwärtsschreiten wird, bis zuletzt, zumindest dem Beruf nach, jedermann ein 
Gentleman ist. Ich behaupte, daß dies geschehen wird und auch geschehen soll.‘ Seine Überzeugung gründete sich auf dem 
Glauben, daß das unterscheidende Kennzeichen der arbeitenden Klassen schwere und übermäßige Arbeit ist, und daß das Aus-
maß dieser Arbeit stark verringert werden kann. Sich umschauend fand er Zeichen dafür, daß die gelernten Handwerker, deren 
Arbeit nicht stumpf und geisttötend war, sich bereits auf dem Weg in jenen Zustand befanden, den er als die endgültige Errun-
genschaft aller voraussah. Sie lernen, meinte er, Bildung und Freizeit mehr zu schätzen als ‚bloße Lohnsteigerungen und Ver-
besserungen der materiellen Umstände.‘ ‚Ihre Unabhängigkeit und mannhafte Selbstachtung wächst stetig, und damit auch die 
freundliche Anerkennung anderer; mehr und mehr akzeptieren sie die privaten und öffentlichen Pflichten des Staatsbürgers; sie 
begreifen zunehmend die Wahrheit, daß sie Menschen sind, und keine arbeitenden Maschinen. Sie werden immer mehr zu Gent-
lemen.' Wenn der technische Fortschritt Schwerstarbeit auf ein Minimum reduziert hat, und dieses Minimum in kleinen Teilen auf 
alle verteilt wird, dann werden, insofern als die arbeitenden Klassen aus Menschen bestehen, die übermäßige Arbeit zu verrichten 




eines Lebensunterhalts ausgeübt wird, kann im Prinzip auch in freier Muße um ihrer 
selbst willen vollzogen werden, d. h. ohne äußeren Druck und Zweck. 
Wenn man allerdings eine Tätigkeit müßig, ausschließlich nach sachimmanenten Kri-
terien und aus intrinsischer Motivation ausübt, hat man allen Grund, sie so sorgfältig 
auszuführen, wie es sachlich sinnvoll erscheint und sich dazu die nötige Zeit zu nehmen, 
die unter Muße-Bedingungen auch zur Verfügung steht. Man hat darüber hinaus allen 
Grund, sich bei der Ausübung der Tätigkeit immer wieder reflexiv damit auseinander-
zusetzen, wie man die Tätigkeit noch besser ausführen kann. D. h. die müßige Ausfüh-
rung einer Tätigkeit führt aus ihrer intrinsischen Logik heraus zu einer Dynamik der selbst-
reflexiven Kultivierung dieser Tätigkeit. Insofern kann man sagen, dass die Praxis der 
Muße zwar nicht mit Kontemplation bzw. Reflexion gleichgesetzt werden kann. Aber 
sie tendiert aus sich heraus zu einem hohen Maß an Reflexivität, Auseinandersetzung, 
Bildung, selbst dort, wo eine praktische Tätigkeit im Vordergrund steht.12 
6. Genuine Bildungsprozesse innerhalb der „Bewährungszeit“ Erwachsener 
Nun ist bei Verfügbarkeit eines bedingungslosen Grundeinkommens nicht davon aus-
zugehen, dass sich jeder Mensch aus der Erwerbsarbeitssphäre ganz heraushalten 
würde, um so ein radikal mußeorientiertes Leben zu führen, bei dem jegliches Moment 
von Fremdbestimmung, wie es mit Arbeitsverträgen unvermeidlicherweise zumindest 
ein Stück weit ins Spiel kommt, vermieden wäre, ganz nach dem Vorbild britischer 
Gentlemen, die auf der Basis ihrer Besitztümer und Vermögen ökonomisch nicht er-
werbstätig sein mussten und sich im Prinzip ein Leben lang auf selbstbestimmte Muße-
tätigkeiten verlegen konnten. Für viele Menschen würde es angesichts der eher be-
scheidenen Höhe eines Grundeinkommens ökonomisch weiterhin interessant bleiben, 
sich durch Erwerbsarbeit etwas hinzuzuverdienen. Insofern wäre es selbst unter solch 
günstigen Bedingungen, wie sie ein bedingungsloses Grundeinkommen im Hinblick auf 
Bildung bedeutete, nicht realistisch, ein radikales Modell von mußevermittelter Bildung 
über die gesamte Lebensspanne hinweg in direkter Analogie zur Idee des „lebenslan-
gen Lernens“ zu konstruieren, sofern man bei letzterer tatsächlich an routinierte Er-
werbsprozesse denkt, die mehr oder weniger durchgängig über die Lebensspanne 
hinweg begleitend erfolgen. Für die meisten Menschen dürfte vielmehr der Normalfall 
sein, das Grundeinkommen im Laufe des Erwerbslebens nur phasenweise zum Rückzug 
in die Muße außerhalb der Erwerbsarbeitssphäre zu nutzen, um sich auf dieser Basis 
genuinen Bildungsprozessen hinzugeben.13 
Es gibt aber noch einen zweiten Grund, warum man „lebenslange Bildung“ nicht ein-
fach in Analogie zu einem durchgängigen „lebenslangen Lernen“ konzipieren kann. 
Genuine Bildung ist krisenvermittelt und wäre als permanente für viele Menschen auch 
 
 
12 Ich habe dies für die Praxis des Extrembergsteigens ausführlicher zu zeigen versucht (Franzmann 2017: 96–106, 200–312). 
Sie stellt eine anstrengende, praktisch-körperliche Tätigkeit der „Bezwingung“ einer Steilwand oder eines Berges dar, in der die 
ausführenden Subjekte oft unter höchste Anspannung, nicht selten sogar in Lebensgefahr geraten. Insgesamt betrachtet wird diese 
Tätigkeit dennoch in der Regel primär aus müßigen Motiven ausgeübt (vgl. Bonington 2000; Grupp 2008; Houlding 2001; McDo-
nald und Amatt 2001; Scharfe 2007; Ziak 1981). 
13 Jedoch würde die mit dem bedingungslosen Grundeinkommen verbundene Möglichkeit, prinzipiell zu jeder Art von Erwerbsar-
beit Nein zu sagen, den Charakter von Erwerbsarbeit erheblich verändern. Momente der Fremdbestimmung würden erheblich 
zurückgedrängt. Die Freiheit der Muße würde auf die Erwerbsarbeitssphäre gewissermaßen ausstrahlen, obgleich arbeitsvertrag-




eine Überforderung, die auf Kosten der Bewältigung praktischer Zwecke ginge, denen 
sie weiterhin gerecht werden müssen oder wollen. Man darf nicht vergessen, dass Bil-
dung mit ausgiebiger Reflexion einhergeht. Diese impliziert die Unterbrechung des 
zweckorientierten Praxisvollzugs. Andauernde Reflexion können sich viele Personen 
angesichts von fortbestehenden praktischen Verantwortlichkeiten weder leisten, noch 
erscheint sie ihnen als wünschenswert. 
Es ist vor diesem Hintergrund angebracht, zwischen  
1) Bildung in der Zeit des Heranwachsens und  
2) Bildung in der Lebensspanne des selbstverantwortlichen Erwachsenen  
grundlegend zu unterscheiden. Die Zeit des Heranwachsens ist durchgängig eine bio-
grafische Bildungs- und „Probezeit“, die auch als solche gesellschaftlich institutionali-
siert ist, während mit dem Eintritt in das mit praktischer Verantwortung verbundene 
Erwachsenenleben im Grundsatz die „Bewährungszeit“ beginnt – um es mit einer be-
grifflichen Unterscheidung Ulrich Oevermanns auszudrücken (Oevermann 2005: S. 76). 
Heranwachsende vollziehen ihre Bildungsprozesse unter den Schutz- und Schonbedin-
gungen eines Bildungsmoratoriums (vgl. Zinnecker 2003), in dem sie von praktischer 
Verantwortung entlastet bleiben. Sie können sich vor diesem Hintergrund durchgängig 
primär der Bildung widmen. Das ändert sich mit dem Übergang ins Erwachsenenda-
sein, indem man praktische Verantwortung übernimmt und übernehmen muss. Soll 
man auch darin noch genuine Bildungsprozesse vollziehen können, bedarf es zumin-
dest temporär vergleichbarer Rahmenbedingungen, die eine „Auszeit“ von der prak-
tischen Verantwortung erlauben. Bildungsprozesse unter der Bedingung der prakti-
schen Verantwortlichkeit zu vollziehen, wäre nämlich vergleichbar mit der Situation ei-
nes Schiffes auf hoher See mit großem Wellengang, welches während der Fahrt einem 
grundlegenden Umbau auch am Schiffsrumpf unterzogen werden soll. Damit der Um-
bau ohne schädliche praktische Konsequenzen gelingen kann, muss das Schiff ans 
Trockendock, also aus dem zweckorientierten Praxisvollzug zeitweise herausgenom-
men werden. In der biografischen Bewährungszeit Erwachsener sind genuine Bildungs-
prozesse in ihrer reflexionsbezogenen Krisenhaftigkeit daher eine eminente biografi-
sche Gestaltungsaufgabe, bei der man sich angemessene Rahmenbedingungen or-
ganisieren muss. Es kommt hier auf das Timing und auf Arrangements der temporären 
Entlastung von praktischer Verantwortung an, sodass man sich der Reflexion widmen 
kann. 
Unter den gegenwärtigen Lebensbedingungen ist das für Erwachsene im Allgemeinen 
nur eingeschränkt möglich, weil bis zum Ruhestand durchgängig die Pflicht zum Er-
werb des Lebensunterhalts durch Arbeit institutionalisiert ist. In der Politik werden zwar 
zunehmend Modelle diskutiert, die eine zeitweise Unterbrechung der Erwerbstätigkeit 
ermöglichen sollen, durch ein temporäres Sabbatical und Ähnliches. Aber gesell-
schaftliche Wirklichkeit ist davon bisher nicht viel geworden. Ein bedingungsloses 
Grundeinkommen erscheint im Vergleich dazu als ein besonders radikaler, weitrei-
chender Ansatz, weil er dem erwachsenen Subjekt erlauben würde, Phasen des Rück-
zugs aus der erwerbstätigen Praxis völlig selbstbestimmt einzulegen, wie und wann es 
vernünftig erscheint.  
Diese Phasen des Rückzugs können Ähnlichkeiten zu den Bedingungen der Spätado-




Praxisentlastung. Die Frage ist, ob sich ein Gemeinwesen eine derart weitreichende 
Freiheit tatsächlich leisten könnte und ob es realistisch erschiene, dass die überwie-
gende Mehrheit der Menschen mit solchen erweiterten Autonomiespielräumen, die 
früher nur sehr privilegierten Kreisen zur Verfügung standen, vernünftig und gemein-
wohlorientiert umgehen würde. 
An dieser Stelle wird wieder die beim letzten Vorlesungstermin skizzierte dialektisch-
performatorische Theorie der Autonomiegenese relevant. Denn wenn es richtig ist, 
dass Autonomie durch Vollzug entsteht, wenn es stimmt, dass Autonomie an ihren Her-
ausforderungen wächst, dann gilt dies auch für die Herausforderung solch erweiterter 
Autonomiespielräume. Ein Blick in die Geschichte kann diesbezüglich zur Selbstverge-
wisserung dienlich sein und herangezogen werden, denn Autonomisierungsschübe 
hat es darin immer wieder gegeben. 
7. Der zeitgenössische Strukturwandel  
Werfen wir nun aber endlich wie im Titel angekündigt einen Blick auf Besonderheiten 
des zeitgenössischen Strukturwandels. Es gibt hier eine Vielzahl von Dimensionen zu 
berücksichtigen, was jedoch den Rahmen dieser Vorlesung sprengen würde. Ich muss 
mich daher auf eine Auswahl vor dem Hintergrund des Ausgeführten beschränken. 
Betrachten wir als Erstes und am ausführlichsten den Strukturwandel der Arbeitswelt, 
weil die Notwendigkeit des Erwerbs einer ökonomischen Lebensgrundlage (noch im-
mer) von fundamentaler Bedeutung für den Lebenslauf Erwachsener ist und biografi-
sche Transformationen in starkem Maße prägt. Der Strukturwandel der Arbeitswelt er-
scheint außerdem als dominante Hintergrundfolie dafür, dass das lebenslange Lernen 
gesellschaftlich zum Dauerthema geworden ist und von Vielen als Notwendigkeit be-
trachtet wird. 
7.1. Strukturwandel der Arbeitswelt 
An erster Stelle ist diesbezüglich sicherlich das Schlagwort der „Digitalisierung“ zu nen-
nen. Damit ist eine gesellschaftliche Transformation bezeichnet, die mindestens bis in 
die 1970er-Jahre zurückreicht und in der Gegenwart auf fortgeschrittener Stufenleiter 
eine neue Phase durchläuft. 
Bereits seit den 1980er-Jahren begann die „digitale Revolution“, auf dem Arbeitsmarkt 
eine Polarisierung zu befördern, und zwar in Abhängigkeit vom beruflichen Qualifikati-
onsgrad (Bárány und Siegel 2018; Buyst u. a. 2018). Niedrigqualifizierte Arbeitskräfte 
geraten zunehmend unter Druck, hochqualifizierte sind hingegen – zumindest ein er-
heblicher Teil – sehr gefragt. Das spiegelt sich auch in der Lohnentwicklung wider. 
Niedrigqualifizierte Arbeitskräfte drohen, an den Wohlstandsgewinnen fast gar nicht 
mehr beteiligt zu werden und im Realwert ihrer Arbeitseinkommen zu stagnieren, hoch-
qualifizierte wurden und werden zum Teil zu Topverdienern (ebenda), besonders in Be-
reichen, in denen mit einer langwierig zu erwerbenden und daher oft knappen Berufs-
qualifikation seitens der Unternehmen viel Geld zu verdienen ist. 
Seit den 1990er-Jahren wurde diese Entwicklung fachwissenschaftlich vor allem unter 
dem Schlagwort des „skill-biased technological change“ (SBTC) diskutiert und gedeu-
tet (ebenda). Der technologische Wandel führt demzufolge zu einer „Bevorzugung“ 
von und größeren Nachfrage nach höher qualifizierten Arbeitskräften, weil er die Ar-




automatisierbar macht, ihren ökonomischen Wert dementsprechend sinken lässt. Tat-
sächlich hat die weitere Entwicklung dazu geführt, dass ungelernte und geringqualifi-
zierte Arbeitskräfte häufig – vermittelt durch die veränderten Bedingungen am Arbeits-
markt – in eine prekäre Lebenslage geraten sind. 
In der ferneren Vergangenheit war es für Viele noch möglich, nach einem Jobverlust 
trotz geringer Qualifikation einen neuen Job zu finden, sofern die Wirtschaft florierte. 
Man konnte ohne nennenswerte Berufsqualifikation eine normale Erwerbsbiografie 
bestreiten, seine Familie unterhalten usw. Das hat sich im „postindustriellen“ Zeitalter 
des „Postfordismus“ und der „Wissensgesellschaft“ durch die technologische Entwick-
lung, insbesondere durch die digitale Revolution, grundlegend verändert. 
Führen wir uns vor Augen, was die aktuelle Digitalisierungsphase kennzeichnet: 
1.) Zunächst ist das Sammeln gigantischer Mengen digitaler Daten zu nennen, also 
das, was mit dem Schlagwort „Big Data“ bezeichnet wird. Deren Informations-
wert ist oft so groß, dass Internetkonzerne ihre Dienstleistungen einem weltwei-
ten Nutzer*innenkreis völlig kostenlos anbieten, sofern sie dafür im Gegenzug 
massenweise von diesen Daten sammeln und verarbeiten dürfen. 
2.) Längst existiert eine neue, smarte Robotergeneration, die mit einer hochdiffe-
renzierten, anspruchsvollen Sensorik ausgestattet ist. Mit dieser ist es insbeson-
dere möglich geworden, die Roboter auf „autonome“ Weise mobil zu machen 
und in direkten Kontakt zu Menschen treten zu lassen. Die ältere Fabrik-Robo-
tergeneration musste noch, etwa in einer Auto-Montagestraße, fest installiert 
werden und aus Gründen des Arbeitsschutzes von Menschen abgeschottet 
bleiben. 
3.) Die Software zur Steuerung der neuen smarten Roboter und anderer Anwen-
dungen bedient sich zunehmend der sogenannten Künstlichen Intelligenz (KI). 
Sie verwandelt die angeschlossenen Maschinen in „lernende Maschinen“, die 
„dazulernen“, indem aus dem gesammelten Dateninput statistische Muster er-
fasst werden. 
4.) Dies alles wird durch das Internet, das Intranet, das „Internet der Dinge“, durch 
das mobile Internet, usw. auf umfassende Weise miteinander vernetzt. 
Charakteristisch ist dabei vor allem, dass diese vier Dimensionen miteinander kombi-
niert werden. Auf diese Weise entwickelt sich zunehmend eine universell einsetzbare 
digitale Gesamttechnologie, mit der sich perspektivisch beinahe beliebige Routine-
aufgaben in einer symbolischen Programmiersprache repräsentieren und durch pas-
sende Endgeräte mobil und sensorisch sensibel ausführen lassen. Dies wird insbeson-
dere bei den smarten Robotern anschaulich. Diese können nur deswegen „autonom“ 
agieren, weil sie zugleich sensorische Input-Daten sammeln, mit einer künstlich intelli-
genten Software daraus lernen und dabei meist auch Teil eines übergreifenden digi-
talen Informationsnetzes sind, für das das Speichern und Verarbeiten gigantischer Da-
tenmengen längst kein grundsätzliches Problem mehr ist. 
Warum geht es bei dieser universellen Digitaltechnologie um die Automatisierung und 
Maschinisierung von Routinen, nicht der Krisenbewältigung? Die sie steuernde Soft-
ware repräsentiert nach meinem Verständnis nichts anderes als eine hochkomplexe 
Routine. Aus der krisentheoretischen Perspektive erscheinen „Algorithmen“ als forma-




fungen, die in einer symbolischen Programmiersprache formuliert werden und festle-
gen, welche Operationen unter welcher Bedingung und in welcher Reihenfolge routi-
nemäßig ausgeführt werden. 
Nun gilt es an dieser Stelle besonders zu würdigen, dass „künstliche Intelligenz“ und 
„lernende Maschinen“ gleichwohl dazulernen, sich somit nicht auf ein starres Set von 
Routinen beschränken. Das ist jedoch kein Widerspruch zur Charakterisierung der uni-
versellen Digitaltechnologie als Technologie zur Automatisierung von Routinen, nicht 
der Krisenbewältigung. Denn „lernende Maschinen“ lernen nach einem programmier-
ten Ablauf, beruhen also auch bei Lernoperationen auf einem Routineschema. 
Die aus dem massenhaften Dateninput identifizierbaren Muster, die das weitere „Agie-
ren“ der Maschine softwaregeleitet verändern, beruhen bei menschlichen Verhaltens-
daten nicht auf einem Sinnverstehen, wie es Menschen vornehmen können und wie 
es mit fallrekonstruktiven, hermeneutischen Forschungsmethoden sozialwissenschaft-
lich praktiziert wird. Es handelt sich vielmehr bloß um eine mathematisch-statistische 
Musteridentifizierung, die Regularitäten auf dem Wege statistischer Korrelationen aus 
den Massendaten erfasst. 
Man kann dies anschaulich beim Onlineshop von Amazon beobachten, wo man auf 
der Basis von Daten zu vergangenen Einkäufen gezielt bestimmte Produkte für den 
nächsten Kauf präsentiert bekommt. Dies sind in der Regel jene Produktkategorien, 
von denen man bereits Exemplare gekauft hat. Als Nutzer*in kann man sich darüber 
nicht selten wundern, weil die Tatsache, dass man aus einer bestimmten Produktkate-
gorie bereits etwas gekauft hat, häufig impliziert, dass der persönliche Bedarf diesbe-
züglich wahrscheinlich schon gedeckt ist und diese Produktkategorie in nächster Zeit 
gerade nicht mehr für weitere Käufe von Interesse ist, wie es zum Beispiel bei einer 
Waschmaschine der Fall ist. Wer benötigt schon zwei Waschmaschinen? Hier wird die 
statistische Mustererkennungslogik von „lernenden Maschinen“ anschaulich sichtbar. 
Im Hinblick auf eine Sinnrekonstruktion sind „lernende Maschinen“ unfähig und dumm. 
Sie „verstehen“ das in Daten dokumentierte Handeln von Menschen nicht, sondern 
erfassen auf mechanische Weise „Regularitäten“ in den gesammelten Verhaltensda-
ten, ohne zu begreifen, was für eine sinnhafte Logik der menschlichen Praxis dahinter 
steht. Die „künstliche Intelligenz“ von Maschinen ist also begrenzt, und es spricht viel 
dafür, dass es auch in Zukunft nicht möglich sein wird, eine Tätigkeit wie die des Sinn-
verstehens – inklusive der methodischen Sinnrekonstruktion, wie sie in der sozialwissen-
schaftlichen hermeneutischen Forschung praktiziert wird – zukünftig von einer Software 
erledigen zu lassen. 
Es erscheint daher kaum als Zufall, dass man zwar von „lernenden Maschinen“ spricht, 
aber so gut wie niemand auf die Idee käme, von „sich bildenden Maschinen“ zu re-
den. Maschinen sind zu komplexesten Routineoperationen fähig, inklusive kumulativen 
Lernoperationen wie der statistischen Mustererkennung aus Massendaten. Aber zur Kri-
senbewältigung, Bildung, zu abduktiven logischen Schlüssen und zur Sinnrekonstruktion 
sind sie nicht in der Lage. Ebenso wenig verfügen sie über Autonomie bzw. die Fähig-
keit zu genuinen, krisenhaften Entscheidungen im engeren Sinne, zumal sie auch nicht 
über lebensbezogene Interessen, Bedürfnisse und Gefühle verfügen. Es wäre nur eine 




programmieren würde. Alle Entscheidungsfragen fallen daher auch in ethischer Hin-
sicht grundsätzlich auf Menschen zurück, die die Software als komplexes Routine-
schema programmieren und operativ einsetzen. 
Krisen- und Autonomiefähigkeit ist also etwas genuin menschliches. In dieser Hinsicht 
(Krisenbewältigung schließt dabei Kreativität ein) werden Menschen wohl auch län-
gerfristig nicht durch die sich abzeichnende, universelle Digitaltechnologie ersetzbar 
sein. Von der digitalen Rationalisierungswelle potenziell betroffen sein werden dage-
gen die Routineanteile von Arbeitstätigkeiten. Dabei ist es grundsätzlich eine gesell-
schaftliche Entscheidung, welche standardisierbaren und damit potenziell durch Ma-
schinenlösungen substituierbaren Routinetätigkeiten tatsächlich auch normativ ersetzt 
werden sollen. In der Pflege zum Beispiel bestehen nicht wenige Tätigkeiten aus Routi-
nen. Wenn es perspektivisch möglich werden sollte, diese Tätigkeiten mithilfe von Ro-
botern zu ersetzen, liegt es in der Entscheidung der Gesellschaft, ob dies im direkten 
Umgang mit pflegebedürftigen Menschen auch so praktiziert werden soll. 
In der objektiv-hermeneutischen Theoriebildung ist das Begriffspaar Krise und Routine 
spätestens seit Beginn der 1990er-Jahre von großer Bedeutung. Aus diesem Grund 
wurde das in diesem Jahrzehnt im fachwissenschaftlichen und gesellschaftlichen Dis-
kurs vorherrschende, schon erwähnte Konzept eines „skill-biased technological 
change“ (SBTC) inklusive der dazugehörenden Unterscheidung zwischen „geringqua-
lifizierter“ und „höherqualifizierter“ Erwerbsarbeit zum Teil auch kritisch gesehen. Denn 
für analytische Zwecke erweist sie sich als zu undifferenziert: Berufsarbeit, die eine auf-
wendige Qualifikation verlangt, deren Erwerb mehrere Ausbildungsjahre dauert, kann 
dennoch überwiegend aus Routinen bestehen, wenn auch aus einem hochkomple-
xen Set von Routinen. Für die Frage, ob eine Arbeitstätigkeit durch die universelle Digi-
taltechnologie perspektivisch rationalisierbar werden könnte, ist daher nicht allein das 
abstrakte Merkmal des „Qualifikationsgrades“ ausschlaggebend, sondern vielmehr, 
ob es sich um eine Qualifikation der Krisenbewältigung oder zur Ausführung von Rou-
tinen handelt. Nur im letzten Fall liegt die notwendige, wenn auch noch nicht hinrei-
chende, Voraussetzung dafür vor, dass die betreffende Arbeitstätigkeit durch Maschi-
nenlösungen ersetzbar wird. 
Tatsächlich hat sich die internationale fachwissenschaftliche Diskussion nach dem 
Jahrtausendwechsel diesem Sachverhalt allmählich angenommen, obgleich die 
deutsche Diskussion diesbezüglich noch immer hinterherzuhinken scheint. Mittlerweile 
ist zunehmend auch von „routine-biased technical change“ (RBTC) (Goos u. a. 2014, 
2014) die Rede. 
Diese Perspektive war auch für die weltweit auf große Resonanz stoßende Studie von 
Carl Benedikt Frey und Michael A. Osborne „The future of employment: How suscep-
tible are jobs to computerisation?“ (Frey und Osborne 2013) grundlegend. Die beiden 
Wissenschaftler der Universität Oxford haben für den Arbeitsmarkt der USA im ersten 
Schritt eine Kartografie der existierenden Kategorien von Arbeitstätigkeiten angefer-
tigt, bei der sie die Routineanteile bestimmten und recherchierten, inwiefern dafür be-
reits Möglichkeiten der Rationalisierung durch die Digitaltechnologie verfügbar oder 
absehbar waren. Auf dieser Grundlage haben sie dann im zweiten Schritt zu berech-





 „47 % der gesamten US-Beschäftigung fällt in die Kategorie ‚hohes Risiko‘ [insb. 
wegen starker Routineanteile], was bedeutet, dass die damit verbundenen Be-
rufe in einer unbestimmten Anzahl von Jahren, vielleicht ein oder zwei Jahr-
zehnte, potenziell automatisierbar sind.“ (eigene Übersetzung von Frey & Os-
borne 2013: 38)14 
Es hat in Deutschland mehrere Jahre gedauert, bis diese Studie überhaupt zur Kenntnis 
genommen wurde, nachdem sie schließlich auch auf dem Davoser Weltwirtschaftsfo-
rum international sichtbar Resonanz fand. Als dies dann geschah, formierte sich sofort 
eine fragwürdige Kritik. Der Studie wurde nicht nur in der journalistischen Berichterstat-
tung der Vorwurf gemacht, methodisch unsauber zu sein, weil sie angeblich einen tat-
sächlichen Job-Abbau von 47 Prozent in den Folgejahren prognostiziere, ohne dabei 
gegenläufige Entwicklungen und anderes mehr in Rechnung zu stellen (siehe z. B. FAZ 
2020; Rauner 2017). Das Zitat zeigt, dass die Studie eine solche Prognose nicht vorge-
nommen hat. Frey und Osborne haben sich vielmehr konsequent darauf beschränkt, 
auf der Grundlage der angefertigten Kartografie ein zum Zeitpunkt ihrer Studie beste-
hendes Rationalisierungspotenzial zu berechnen, ohne dabei den Anspruch zu erhe-
ben, die Jobentwicklung insgesamt bilanziell zu prognostizieren. Wer ihren Aufsatz tat-
sächlich liest, dürfte vor diesbezüglichen Missverständnissen gefeit sein. Dass sich der 
genannte methodenkritische Vorwurf in Deutschland dennoch hartnäckig am Leben 
erhielt, liefert auch einen Hinweis darauf, dass die Studie „kulturelle Abwehrformatio-
nen“ (Franzmann 2010) berührt hat, die nicht davor zurückschrecken, mit diffamieren-
den Verdrehungen das Beunruhigende des eigentlichen Forschungsbefunds abzublo-
cken – ich komme darauf gleich zu sprechen. Von solchen Abwehrmechanismen ab-
gesehen, ist die Studie aber auch auf große Resonanz gestoßen. Sie hat zahlreiche 
Folgeuntersuchungen und eine breite Debatte zum Strukturwandel der Arbeitswelt in-
folge der Digitalisierung inspiriert (beispielhaft: Bonin u. a. 2015; Bowles 2014; Dengler 
und Matthes 2015; ISÖ – Institut für Sozialökologie 2019). 
In Deutschland dominiert bis heute, wie bei der Rezeption der Studie von Frey und 
Osborne, eine bilanzierende Perspektive, die das Augenmerk darauf legt, wie viele 
Arbeitsplätze insgesamt durch den technologischen Wandel fortfallen und wie viele 
neu entstehen. Diesbezüglich hat in der Regel ein Zweckoptimismus (aus verständli-
chen Gründen) die Oberhand, der angesichts der bisherigen Geschichte des techno-
logischen Wandels hoffnungsvoll davon ausgeht, dass auch bei dem aktuellen Struk-
turwandel der Digitalisierung die wegfallenden Arbeitsplätze durch neu entstehende 
kompensierbar sein werden. Das Problem ist, dass durch diese über viele Jahrzehnte 
eingeübte Perspektive das beunruhigend Neue der Studie von Frey und Osborne aus 
dem Blick gerät. Es besteht in dem Ausmaß und Tempo des sich abzeichnenden Struk-
turwandels, das heißt vor allem: in den Herausforderungen, die daraus für viele, viele 
Menschen in vergleichsweise kurzen Zeiträumen resultieren, für Menschen, die mitten 
in ihrer Erwerbsbiografie den Übergang von alten Arbeitsplätzen, häufig mit hohen 
Routineanteilen, zu neu entstehenden, die in der Regel sehr viel höhere, aufwändigere 
Qualifikationen, nicht zuletzt der Krisenbewältigung, verlangen, bewältigen müssen, 
 
 
14 Englisches Original-Zitat: „According to our estimate, 47 percent of total US employment is in the high risk category, meaning 
that associated occupations are potentially automatable over some unspecified number of years, perhaps a decade or two.” (Frey 




sofern sich denn die zweckoptimistische Hoffnung erneut bewahrheitet, dass eine ge-
nügend große Zahl von neuen Arbeitsplätzen durch den technologischen Wandel er-
zeugt werden, was umstritten und offen ist. 
Wirft man einen Blick in die Geschichte der Diskussion zur Frage einer technologisch 
bedingten Arbeitslosigkeit, stellt man schnell fest, dass eine wissenschaftliche Prognose 
zur bilanziellen Entwicklung der Zahl der Arbeitsplätze fachwissenschaftlich ohnehin 
kaum seriös zu bewerkstelligen ist. Das mag das folgende Zitat aus dem einschlägigen 
Buch der amerikanischen Historikerin Amy Sue Bix veranschaulichen, das die vielen 
Jahrzehnte der Fachdiskussion um die Frage einer technologisch bedingten Arbeitslo-
sigkeit in den USA resümiert: 
"Aufgrund der schieren Komplexität des Themas war es für Experten praktisch 
unmöglich, die gesamte technologische Arbeitslosigkeit zu einem bestimmten 
Zeitpunkt zu messen. Ökonomen, Statistiker, Soziologen und Historiker mobilisier-
ten das gesamte Instrumentarium ihrer Disziplinen, um Untersuchungen zur 
Technisierung anzuleiten und zu begründen. Solche Studien produzierten eine 
Fülle von Statistiken und Berichten, aber die Ergebnisse waren von Natur aus 
begrenzt, und immer konnten sich die Forscher jahrelang über Methodik und 
Interpretation streiten. Eine scheinbar einfache Frage, nämlich wie viele Arbei-
ter durch technische Veränderungen in der Produktion verdrängt wurden, 
wurde zu einem Thema für ständige und leidenschaftliche Meinungsverschie-
denheiten." (eigene Übersetzung von Bix 2000: 304)15 
In den USA und anderswo diskutiert man vor diesem Hintergrund mittlerweile auch 
eher über die Frage, welche Probleme das enorme Tempo und Ausmaß des sich ab-
zeichnenden digitalen Strukturwandels gesellschaftlich erzeugen wird (Bruun und 
Duka 2018; Brynjolfsson und McAfee 2011, 2014; Frey 2019; Pulkka 2017; Soucier 2019; 
Susskind und Susskind 2016). Die deutsche Diskussion hinkt diesbezüglich der internati-
onalen, wie generell in Fragen der Digitalisierung, weiterhin hinterher. Aus der Perspek-
tive der Bildungsforschung und Pädagogik fällt diesbezüglich vor allem die Herausfor-
derung biografischer Transformationen ins Gewicht. 
Denn es wird durch den aktuellen Strukturwandel nicht bloß immer weiter zum Normal-
fall, dass sich Erwerbsbiografien diskontinuierlich gestalten; eine stark wachsende Zahl 
von Menschen wird wohl mehrfach im erwerbstätigen Erwachsenenleben erhebliche 
biografische Anpassungsleistungen zu erbringen haben. Der Herausforderungsgrad 
dieser Transformationen wird aller Voraussicht nach auch im Durchschnitt deutlich zu-
nehmen. Denn man darf nicht übersehen, wer vom Strukturwandel der Digitalisierung 
 
 
15 Englisches Original-Zitat: “Because of the sheer complexity of the subject, experts found it virtually impossible to measure total 
technological unemployment at any one time. Economists, statisticians, sociologists, and historians mobilized all the tools of their 
disciplines to guide and legitimate investigations of mechanization. Such studies produced a wealth of statistics and reports, but 
the results were inherently limited, and, in any case, researchers could quarrel for years about methodology and interpretation. A 
seemingly straightforward question, What is the number of workers displaced by technical changes in production, became a matter 
for perpetual and passionate disagreement. Even in the depths of the Depression, no one suggested that mechanization alone 
accounted for all the millions of unemployed. Beyond that, no consensus emerged. In the absence of objective figures, discussion 




an erster Stelle betroffen ist bzw. sein wird, und in welche Richtung sich dieser Perso-
nenkreis mitten im Erwachsenenleben wird „fortbilden“ müssen, d. h. im Hinblick auf 
welche Art von neu entstehenden Arbeitsplätzen und Qualifikationsanforderungen. 
Von der bevorstehenden Rationalisierungswelle werden wohl (weiterhin, aber in zu-
nehmendem Ausmaß) vor allem Personen betroffen sein, die überwiegend routine-
hafte Arbeitstätigkeiten ausführen, insbesondere solche, bei denen die entsprechen-
den Routinen standardisiert werden können und die Ersetzung durch Maschinen auch 
gesellschaftlich als lohnens- und wünschenswert erscheint. 
Hinzu kommt, dass bei Berufen wie den Professionen, deren Kernaufgabe Ulrich Oever-
mann als renommierter Professionsforscher nicht von ungefähr als „stellvertretende Kri-
senbewältigung“ bestimmt hat (Oevermann 1997a), im Alltag derzeit noch viele Rou-
tineaufgaben anfallen, die sich mithilfe von Maschinenlösungen perspektivisch wahr-
scheinlich ebenfalls werden rationalisieren lassen. Als aktuelles Beispiel können Rechts-
anwält*innen dienen, auf die gegenwärtig eine erhebliche Rationalisierungswelle zu-
rollt. Routineaufgaben wie die Recherche von relevanten Gesetzestexten und frühe-
ren Gerichtsentscheidungen in Bibliotheken und Archiven lassen sich demnächst wohl 
mithilfe von Softwarelösungen und entsprechenden Datenbanken rationalisieren. 
Die Digitalisierung führt bei den Professionen voraussichtlich zu einer zunehmenden 
Verdichtung auf die Kernaufgabe der Krisenbewältigung. Es stellt sich in der Konse-
quenz die grundsätzliche Frage, ob zukünftig noch die gleiche Zahl von Rechtsan-
wält*innen oder auch von Angehörigen anderer Professionen benötigt wird. Die Archi-
tektur liefert bereits das Beispiel einer Profession, bei der unter anderem die Verbrei-
tung von CAD-Programmen in den vergangenen Jahrzehnten erhebliche Effizienzge-
winne zur Folge hatte und die Arbeitsmarkt-Nachfrage nach Architekt*innen sinken 
ließ, sodass schon seit einiger Zeit nicht wenige Schwierigkeiten haben, eine Beschäf-
tigung zu finden. Die Professionen sind also ein Berufsbereich, der zwar als Berufsbild 
aufgrund seiner Kernaufgabe der Krisenbewältigung sozusagen unter Bestandsschutz 
steht. Aber das schließt nicht aus, dass die Zahl der dort jeweils benötigten Personen 
durch die rationalisierende Verdichtung auf ihre Kernaufgabe erheblich sinken 
könnte. 
Wir erleben aber einen Strukturwandel, der Routineaufgaben seiner Tendenz nach 
grundsätzlich bedroht, sofern sich diese standardisieren lassen und ihre Maschinisie-
rung gesellschaftlich als lohnens- und wünschenswert erscheint. Der Strukturwandel 
läuft daher nicht nur bei den Professionen, sondern generell in die Richtung einer zu-
nehmenden Verdichtung im Hinblick auf Krisenbewältigung und Kreativität. Neu ent-
stehende Arbeitsplätze liegen zwar sicherlich nicht nur in diesem Bereich. Jedoch ge-
raten die verbleibenden und zeitweise neu entstehenden Routinetätigkeiten, für wel-
che Maschinenlösungen schon virulent sind oder perspektivisch vorstellbar scheinen, 
prinzipiell in eine prekäre Lage auf dem Arbeitsmarkt. 
Viele Menschen, die derzeit nur über eine geringe Berufsqualifikation für eher einfache 
Routinetätigkeiten verfügen und einer entsprechenden Arbeit nachgehen, aber per-
spektivisch auch immer mehr Menschen, die über eine höhere Qualifikation für kom-
plexere Routinearbeit verfügen, stehen biografisch in den nächsten Jahrzehnten vor 
der Möglichkeit, ihren Arbeitsplatz durch die allmähliche Entfaltung der Digitalisie-




a) in Richtung von hochqualifizierten, vor allem von krisenbewältigenden, kreati-
ven Berufen fortbilden zu müssen oder 
b) den Rest ihres Erwerbslebens in Prekarität zu verbringen, also mit perspektivisch 
ungewissen und womöglich nur temporären Arbeitsmöglichkeiten oder mit zeit-
weiser Arbeitslosigkeit. 
Wie anspruchsvoll und wenig realistisch Option a) für eine große Zahl von Personen ist, 
die mitten in ihrem erwerbstätigen Erwachsenenleben aus einer routineartigen Berufs-
arbeit herausgerissen werden, erst recht, wenn diese nur eine geringe Berufsqualifika-
tion und formale Bildung impliziert, liegt auf der Hand. Klassische „Weiterbildung“ bzw. 
routinehaftes „lebenslanges Lernen“ reichen dazu naturgemäß nicht aus. Denn sich 
im Umgang mit Aufgaben der Krisenbewältigung und Kreativität fortzubilden, impliziert 
genuine (muße- und krisenvermittelte, autonome) Bildungsprozesse, für die gegenwär-
tig die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen sozialstrukturell überwiegend fehlen. 
Es erscheint als Illusion, dass man solchen arbeitslos gewordenen Erwachsenen im Rah-
men des fremdbestimmenden, aktivierenden Regimes der derzeitigen Arbeitsmarkt-
politik eine „Fortbildung“ verordnen kann, die mehr als bloße routinehafte Lernpro-
zesse bewirkt. Für genuine „Weiterbildung“ im Sinne von autonomen, muße- und kri-
senvermittelten Bildungsprozessen wären nämlich Rahmenbedingungen erforderlich, 
die in mancherlei Hinsicht mit der Spätadoleszenz vergleichbar sein müssten, Bedin-
gungen, die den betroffenen Erwachsenen ermöglichten, ihren Lebensentwurf und 
ihre berufliche Identität in genuinen Bildungsprozessen unter Moratoriumsbedingun-
gen grundlegend weiterzuentwickeln. Man sollte sich diesbezüglich auch vor Augen 
halten, dass diese Lebensentwürfe und beruflichen Identitäten Grundlage und Kern 
einer intrinsischen Motivationsstruktur sind, die durch die Beschwerlichkeiten der (wei-
teren) Berufsarbeit trägt. 
Mit dem Aufkommen der Diskussion um das „lebenslange Lernen“ ist es zum unbestrit-
tenen Allgemeingut geworden, dass in den dynamisierten Gemeinwesen der fortge-
schrittenen Moderne der Generationenwandel als elementarer Mechanismus der ge-
sellschaftlichen Erneuerung, wie er von Karl Mannheim in seinem Aufsatz zum „Problem 
der Generationen“ aus dem Jahr 1928 analysiert wurde (Mannheim 1976), nicht mehr 
ausreicht, dass somit auch in der individuellen Lebensspanne jedes Bürgers, jeder Bür-
gerin ein biografischer Anpassungs- und Erneuerungsprozess vonnöten ist, wofür sich 
das Schlagwort vom „lebenslangen Lernen“ etabliert hat. Bis heute hat sich allerdings 
im politisch-gesellschaftlichen Diskurs die Sichtweise dominant erhalten, dass es dies-
bezüglich weitgehend mit routinehaften Lernprozessen getan sei. Zu wenig hat man 
sich meines Erachtens vor Augen geführt, wie jene genuinen Bildungsprozesse ausse-
hen und welche anspruchsvollen Voraussetzungen sie benötigen, Voraussetzungen, 
die im Falle der Adoleszenzkrisenbewältigung die Herausbildung von Lebensentwürfen 
und beruflichen Identitäten ermöglichen, welche dann eine Erwerbsbiografie motiva-
tional tragen (vgl. diesbezüglich auch Daniels u. a. 2010; Franzmann 2009; Franzmann 
und Jung 2012; Oevermann 2009). 
Zu wenig hat man insbesondere berücksichtigt, wie unterschiedlich die strukturellen 
Bedingungen für genuine Bildungsprozesse zur Zeit der Adoleszenz mit ihrem Moratori-
umscharakter einer „Probezeit“ (Oevermann 2009) und mitten im erwerbstätigen Er-
wachsenenleben als einer „Bewährungszeit“ (ebenda) sind, in der man sich trotz prak-




Sinne weiterentwickeln und „bilden“ kann man sich als erwachsene Person aber wohl 
nur, wenn man dafür auch vergleichbar privilegierte Rahmenbedingungen der zeit-
weisen Praxisentlastung zur Verfügung hat. 
7.2. Weitere Dimensionen des Strukturwandels: Klimawandel, Krise der Globalisie-
rung, EU-Integration, kulturelle Pluralisierung 
Wie schwerwiegend diese fortbestehende Naivität im gesellschaftlichen Diskurs zum 
lebenslangen Lernen mittlerweile in ihren praktischen Konsequenzen ist, wird nicht nur 
beim Blick auf den sich beschleunigenden und enorme Ausmaße annehmenden 
Strukturwandel der Arbeitswelt deutlich. Das Problem erscheint noch viel größer, wenn 
man weitere Dimensionen des Strukturwandels in die Betrachtung hineinnimmt, wel-
che viele Menschen bei ihrer Lebensgestaltung zusätzlich unter Transformationsdruck 
setzen. Ich muss mich diesbezüglich auf wenige, besonders augenfällige Dimensionen 
beschränken. 
Da sind zunächst die gigantischen Herausforderungen des fortschreitenden Klimawan-
dels. Die Dringlichkeit einer weltweit koordinierten, einschneidenden Reaktion der ge-
samten Menschheit auf die sich dramatisch zuspitzende Klimakrise hat sich in den letz-
ten Jahren auf drastische Weise manifestiert. Es kann kein Zweifel bestehen, dass es 
die Menschheit hier mit einer weltumspannenden, epochalen Großkrise zu tun hat. Auf 
die enormen Herausforderungen, die sich in diesem Zusammenhang politisch wie ge-
sellschaftlich stellen, möchte ich an dieser Stelle nicht eingehen. Dazu könnte ich per-
sönlich wohl nicht viel Erhellendes beitragen. Für das Thema dieser Vorlesung ist jedoch 
relevant, dass die Bewältigung der Klimakrise auch jeden einzelnen Bürger, jede Bür-
gerin berührt und faktisch unter erheblichen Transformationsdruck setzt. 
Eine weitere Dimension ist die Krise der „Globalisierung“. Noch zu Beginn des Jahrtau-
sendwechsels ist die Globalisierung in der Politik vergleichsweise undifferenziert primär 
als etwas Positives betrachtet worden. Spätestens mit dem Scheitern verschiedener 
Freihandelsverträge, dem internationalen Trend zur „Re-Nationalisierung“ nach der 
Weltfinanzkrise von 2008, dem Brexit-Referendum Großbritanniens von 2016 und vor 
allem mit der Wahl von Donald Trump 2017 und seiner Politik des „America first“, 
schließlich auch noch durch die Corona-Pandemie, ist allerdings die bisherige Form 
von Globalisierung selbst auf der Ebene amtierender Regierungspolitik in eine tiefe 
Krise geraten. 
Was ist dabei das Problem? Knapp und formelhaft ausgedrückt: Die Globalisierung im 
Sinne von „Vergesellschaftung“ ist sehr weit fortgeschritten, aber eine Globalisierung 
als „Vergemeinschaftung“, die den eigeninteressierten Vergesellschaftungsprozessen 
einen regulierenden, demokratisch legitimierten politischen Rahmen gäbe, der auch 
für Gerechtigkeit, Solidarität, Gemeinwohlorientierung und Ausgleich sorgt, ist weit da-
hinter zurückgeblieben (vgl. Oevermann 1997b, 1998).16 Bis zu dem krisenbildenden 
Fraglichwerden der bisherigen Gestalt der Globalisierung haben weder die Politik 
noch der Mainstream der Sozialwissenschaften den Globalisierungsprozess unter die-
 
 
16 Zur hiesigen Verwendungsweise der Begriffe „Gemeinschaft“ und Gesellschaft“ vgl. Franzmann u. a. 2003; Franzmann und 




sen beiden höchst unterschiedlichen analytischen Aspekten betrachtet. Vielmehr dis-
kutierte man vage und undifferenziert über „Globalisierung“ und in diesem Zusam-
menhang auch über das angebliche „Ende des Nationalstaats“.17 
Dieser Diskurs führte im Falle der Europäischen Union dazu, dass die Finalitätsperspek-
tive der Europäischen Integration politisch wie sozialwissenschaftlich erheblich verunk-
lart worden ist, was wiederum die Integrationspolitik diskursiv geschwächt hat. Im Hin-
blick auf die epochale Krise der Globalisierung ist dies kein unwesentliches Detail, re-
präsentiert die Europäische Integration doch das weitreichendste Modell einer poten-
ziell krisenlösenden „Globalisierung als Vergemeinschaftung“. Sie stellt darin die her-
ausstechendste Alternative zu der problematisch gewordenen, globalen Vergesell-
schaftung ohne übergeordnete politische Vergemeinschaftung dar – die Vereinten 
Nationen waren diesbezüglich schon immer mehr ein Versprechen als institutionali-
sierte Realität; sie haben zudem in den letzten Jahrzehnten international deutlich an 
Einfluss verloren. Um eine Alternative handelt es sich bei der Europäischen Integration 
allerdings nur dann, wenn sie tatsächlich in eine umfassende Institutionalisierung als 
politische Gemeinschaft mündet. Letzteres wäre gleichbedeutend mit einem europä-
ischen Bundes- und Nationalstaat, in dem die früheren Nationalstaaten Deutschland, 
Frankreich, Spanien, Italien usw. aufgehen, den Rang von politischen Nationen verlie-
ren und fortan zu Gebilden wie Bayern, Sachsen, Hessen usw. innerhalb Deutschlands 
herabsinken würden. Erst als funktionierender europäischer Bundes- und Nationalstaat 
könnte die Europäische Union zum Modell für ähnliche Zusammenschlüsse in anderen 
Regionen der Welt werden, die immer mehr Länder in solch eine höher aggregierte 
politische Vergemeinschaftung zusammenführten. 
Statt jedoch das Ziel eines europäischen Bundes- und Nationalstaats klar zu benennen 
und damit auch zum möglichen Gegenstand einer umfänglichen politischen Willens-
bildung in der Öffentlichkeit und in den betroffenen Volkssouveränen zu machen, 
ohne die der dafür nötige konstitutionelle Sprung nicht zustande kommen kann, hielt 
und hält man sich im politischen, intellektuellen wie sozialwissenschaftlichen Diskurs 
diesbezüglich noch immer überwiegend zurück und belässt es bei dem Formelkom-
promiss einer „ever closer union“.18 Dieser beschränkt sich sprachlich bezeichnender-
weise bloß auf die Angabe der Richtung des Integrationsprozesses: die immer weiter-
gehende Integration, nicht auf das Ende dieses Weges, so als ob man den Integrati-
onspfad ewig weiter beschreiten könnte, ohne irgendwann an dessen Ende zu gelan-
gen: die vollständig integrierte Union, d. h. der europäische Bundesstaat, der analy-
tisch gesehen ein neu konstituierter europäischer Nationalstaat wäre. Dieses Ende ist 
aber nicht ohne den konstitutionellen Sprung eines europaweiten verfassungsgeben-
den Prozesses mit Referenden durch die beteiligten Volkssouveräne vorstellbar, letzt-
lich getragen durch eine europäische Bürger*innenbewegung. Alles spricht in meinen 
 
 
17 Das Problem dieses Diskurses fängt schon damit an, dass der Begriff Nationalstaat nicht analytisch im Sinne eines spezifischen, 
auf dem Autonomieprinzip bzw. der Volkssouveränität gründenden Strukturmodells der Herrschaftsorganisation verwendet wird, 
sondern konkretistisch mit schon existierenden Nationalstaaten gleichgesetzt wird, dies in Verbindung mit einem längst überholten 
ontologisierenden Begriffsverständnis von „Nation“ im Gegensatz zu einem politischen Nationenbegriff. 
18 Dem entsprechen zahlreiche weitere Formelkompromisse wie „EU als Mehrebenensystem“ (z.B. Münch 2010), „EU als politi-
sches Gebilde sui generis“ (Lietzmann 2011), „EU als supranationales Gemeinwesen“ (Habermas 2011), „EU als demoicracy“ 
(Cheneval und Schimmelfennig 2013) usw., ebenso die fragwürdige Diffamierung der analytischen Verwendung des National-




Augen auch dafür, dass es eine Illusion wäre zu glauben, man könne das Ziel eines 
europäischen Bundesstaates gleichsam auf dem Schleichweg erreichen, indem man 
sich politisch-pragmatisch auf das Tagesgeschäft weiterer Integrationsschritte kon-
zentriert, bis man dann irgendwann unmerklich in einen europäischen Bundesstaat 
hinübergeglitten ist. Ein europäischer Bundesstaat könnte schon aus rechtlichen, aber 
auch aus politischen Gründen nur entstehen, wenn er explizit anvisiert, Gegenstand 
eines Willensbildungsprozesses und schließlich durch einen verfassungsgebenden Pro-
zess mit Volksabstimmungen legitimiert werden würde. Solange daher das Ziel politisch 
wie intellektuell nicht explizit im Diskurs formuliert und in den betroffenen Volkssouverä-
nen zur Diskussion gestellt wird, läuft dies auf die Vereitelung der Möglichkeit der Ziel-
erreichung schon im Keim hinaus. 
Da die Vollendung der Europäischen Integration – und damit der erste große instituti-
onelle Teilerfolg nach dem Modell einer „Globalisierung als Vergemeinschaftung“ – 
nicht ohne breite Unterstützung der Bürgerinnen und Bürger aus bereitwilligen EU-Mit-
gliedsstaaten gelingen kann, sind alle diese Menschen gleichermaßen zu entspre-
chenden Prozessen der Auseinandersetzung und Entscheidungsfindung herausgefor-
dert, soll in der epochalen Krise der Globalisierung ein substanzieller Schritt zu ihrer Lö-
sung gelingen. Diese Prozesse aber würden grundsätzliche Fragen der staatsbürger-
schaftlichen Identität, Sesshaftigkeit, politischen Zugehörigkeit, kulturellen Wertbin-
dung, Bereitschaft zur kulturellen Pluralität usw. berühren.19  
Eine weitere Dimension des Strukturwandels liegt in den – weltweit stark angewachse-
nen – Migrationsprozessen und vor allem in den daraus resultierenden Herausforderun-
gen der Integration und kulturellen Pluralisierung. Letztere erscheint nicht nur aus einer 
sozialwissenschaftlichen Perspektive in erster Linie als Reichtum, als Chance und Anlass 
zu kulturellen Synthesebildungen, welche die Vielfalt kultureller Einflüsse in ihren jewei-
ligen Stärken in einer universalistischeren Gesamtgestalt zusammenführen. Das Prob-
lem ist allerdings, dass diese Syntheseleistungen wiederum allen Bürgerinnen und Bür-
gern – Eingewanderten wie Ansässigen – erhebliches abverlangen. Auch auf diesem 
Gebiet reicht es nicht aus, sich auf routinehafte Lernprozesse zu beschränken, um mit 
dem kulturellen Wandel schrittzuhalten.20 Sollen die Bürgerinnen und Bürger in diesem 
Wandel nicht den Anschluss verlieren, sollen sie nicht Gefahr laufen, in ihren Gemein-
wesen in kultureller Hinsicht innerlich „heimatlos“ zu werden, müssen sie sich auf un-
bedrängte, angstfreie, wenn man so will spielerische Art und Weise über die erwach-
sene Lebensspanne hinweg mit diesem Wandel auseinandersetzen können. Das heißt, 
 
 
19 Die Herausforderungen beschränken sich jedoch nicht allein auf die Willensbildung und Entscheidungsfindung im Vorfeld eines 
solchen konstitutionellen Schritts. Auch danach dürften über Jahre hin weitere Auseinandersetzungsprozesse zu erbringen sein, 
wenn es nach der Konstitution eines europäischen Bundesstaates darum ginge, die heterogenen staatlichen Regelungen der 
bisherigen EU-Mitgliedsstaaten, die sicherlich zu einem Teil mit Übergangsregelungen erst einmal fortbestehen müssten, allmäh-
lich auf gelungene Weise zusammenzuführen. Es stünden also vielfältige Prozesse der „Synthesebildung“ bevor, verbunden mit 
einem umfassenden, europaweiten Kommunikationsprozess auch unter Bürger*innen. Dies böte zwar enorme Chancen, zu deut-
lich universalistischeren Regelungen zu gelangen, weil bei einem solchen Prozess die historisch gewachsenen Traditionen der 
Mitgliedsländer, welche zahlreiche partikularistische Elemente enthalten, auf den Prüfstand müssten, und die Chance für Kom-
promisse lägen dabei vor allem bei universalistischeren Synthesen. Aber dies würde allen betroffenen Menschen einiges an 
Auseinandersetzung abverlangen, sodass sich auch von hierher die Frage nach den praktischen Rahmenbedingungen und sozi-
alstrukturellen Voraussetzungen der dazu nötigen genuinen Bildungsprozesse stellte. 
20 Dieser ergibt sich dabei teilweise auch schon endogen, durch veränderte gesellschaftliche Problemlagen, sich weiterentwi-





sie müssen ausgiebig die Möglichkeit zu genuinen, mußevermittelten, Neugier geleite-
ten, autonomen Bildungsprozessen haben. Nur so können sie sich das gesellschaftlich 
Neue aneignen. Von außen aufgezwungene, bloße Anpassungsreaktionen gehen im 
Gegensatz dazu mit innerer Entfremdung einher, die sich auf irgendwelchen Wegen 
dann auch Ausdruck verschafft. 
8. Krisenphänomene  
Ich habe den Eindruck, dass sich bereits eine Reihe handfester Krisenphänomene be-
obachten lässt, die auf eine solche innere Entfremdung und Überforderung von Teilen 
der Bevölkerung angesichts des wachsenden biografischen Transformationsdrucks 
hindeuten. Teile der Trump-Wählerschaft sind hier nur das krasseste Beispiel. Denn auch 
in unseren europäischen Gemeinwesen wird seit Jahren eine eigentümliche, wach-
sende Gereiztheit, Bereitschaft zu Ressentiments und Hass, Maßlosigkeit der Kritik und 
Ablehnungshaltung gegenüber gesellschaftlichen Veränderungen in Teilen der Bevöl-
kerung beklagt, die zum Teil auch an den Grundlagen der Demokratie rüttelt. 
Erinnern wir uns daran, was die Hauptthemen der rechtspopulistischen Partei „Alterna-
tive für Deutschland („AfD“) in ihren bisherigen Politikkampagnen waren. Gegründet 
wurde sie im Jahr 2013, also direkt nach dem Höhepunkt der sogenannten „Eurokrise“ 
im Jahr 2012, und zwar ausdrücklich als „Alternative“ zu einer Politik der immer weiter 
fortschreitenden EU-Integration („ever closer union“). Das zweite große Thema war 
dann ab 2015 die sogenannte „Flüchtlingskrise“ und die Einwanderung aus vermeint-
lich stark Kultur-differenten Herkunftsländern. Zu Beginn des Jahres 2020 machte sich 
die AfD schließlich in der sich entwickelnden Corona-Pandemie zum Sprachrohr der 
Corona-Skeptiker und -leugner. Alle drei Themen stehen für einschneidende gesell-
schaftliche Transformationen, die die Bürgerinnen und Bürger in ihrer Lebensführung, 
ihren Identitätsentwürfen und im Falle der Pandemie sogar in ihren Bürger*innenrech-
ten betreffen und ihnen erhebliche Auseinandersetzungsprozesse abverlangen. 
Grundsätzlich betrachtet ist es normal und keineswegs neu, dass Teile der Bevölkerung 
wie auch der Politik in solchen Transformationen konservativen Widerstand gegenüber 
virulenten Veränderungen an den Tag legen. Dies kann zudem die wichtige Funktion 
erfüllen, im gesellschaftlichen Diskurs sicherzustellen, dass die Kräfte des Fortschritts ihre 
Vorhaben tatsächlich gut begründen und das bewährte Alte nicht vorschnell-fahrläs-
sig preisgeben. Allerdings kennzeichnet die rechtspopulistischen Phänomene der Ge-
genwart ein ungewöhnlich ausgeprägtes Maß an Bereitschaft zu Hass, Hetze, Lügen, 
Realitätsverleugnung, Gewalt, usw., sodass man nur noch eingeschränkt, wenn über-
haupt, von einem fruchtbaren kommunikativen Beitrag im gesellschaftlichen Diskurs 
über anstehende Fragen der Transformation sprechen kann. Dafür sind diese Beiträge 
oft zu destruktiv und zu wenig der Wahrhaftigkeit verpflichtet. Sie tragen stattdessen 
ausgeprägte Züge einer Sozialpathologie. 
Frappierende Ausmaße hat sie in den USA bei vielen Trump-Anhänger*innen erreicht. 
Die Ergebnisse der dortigen Präsidentschaftswahlen im Jahr 2020 haben gezeigt, dass 
die Trump-Anhängerschaft überwiegend in ländlichen Regionen und in den alten In-
dustrierevieren („rust belt“) zu finden ist, wo insbesondere „weiße“ Amerikaner*innen 
ohne Hochschulbildung dazu zählen. Besonders diese Gruppe hat in den letzten zwan-
zig Jahren durch die Digitalisierung, die Rationalisierung der Fabrikproduktion, die Kon-




deutlichen Abstieg erfahren, dessen sozialpathologische Folgen sich nicht zuletzt in ei-
nem erheblichen Anstieg der Zahl von „deaths of despair“ (Case und Deaton 2020) 
äußern, also von „Toden infolge von Verzweiflung“ (konkret: von übermäßigem Alko-
holkonsum, Drogenkonsum und Selbstmorden), wie dies Anne Case und Angus 
Deaton (Nobelpreis für Wirtschaftswissenschaften von 2015) in ihrem gleichnamigen 
Buch zusammengefasst haben.  
Die beiden Wissenschaftler*innen der Princeton-University arbeiten darin heraus, dass 
der krisenindizierende Anstieg der Sterblichkeit bei der Gruppe der Weißen ohne Hoch-
schulbildung („non-Hispanic white Americans without a four-year degree“) gegen-
über anderen Bevölkerungsgruppen singulär heraussticht. Bei Letzteren ist die Sterb-
lichkeit nämlich statistisch weiter zurückgegangen, auch bei der Gruppe der Weißen 
mit Hochschulbildung. Die beiden Wirtschaftswissenschaftler*innen weisen darauf hin, 
dass es der schwarzen Bevölkerung (die von dem Strukturwandel ebenso betroffen ist) 
im statistischen Durchschnitt sozioökonomisch noch schlechter geht, aber dass sich 
diese im Unterschied zu den „weißen“ Amerikaner*innen ohne Hochschulbildung seit 
Längerem in einem kontinuierlichen Aufwärtstrend befindet, von einem deutlich nied-
rigeren Ausgangsniveau. Daraus resultiere zumindest der Vorteil einer optimistischeren 
Zukunftsaussicht, wohingegen viele Weiße ohne Hochschulbildung der Zukunft mit we-
nig Hoffnung entgegenzusehen scheinen. Lange Zeit hat die amerikanische Politik – 
inklusive der demokratischen Partei, die sich traditionell für Arbeiterinteressen zustän-
dig fühlt – dieser Entwicklung weitgehend tatenlos zugesehen und damit den Reso-
nanzboden für das rechtspopulistische Politikangebot Donald Trumps entstehen las-
sen. Trump hat dann vorwiegend auf eine Politik gesetzt, die sich populistisch-destruk-
tiv gegen das entsprechend verhasste Politik-Establishment Washingtons richtete und 
diesbezügliche Ressentiments seiner Wähler*innen bediente, statt die Strukturprob-
leme konstruktiv anzugehen. 
Der vom Ehepaar Obama geförderte Dokumentarfilm „American Factory“ (Regie: 
Steven Bognar & Julia Reichert) zeigt die Probleme der Facharbeiter*innenschaft und 
von Arbeitskräften mit geringerer Berufsqualifikation innerhalb des aktuellen Struktur-
wandels der USA exemplarisch anhand der Belegschaft der ehemaligen General Mo-
tors Fabrik in Moraine, nahe Dayton in Ohio. Die Fabrik musste 2015 schließen. Zunächst 
arbeitslos fanden Viele zunächst bei der chinesischen Autoglas-Firma Fuyao erneute 
Anstellung, welche die ehemalige Auto-Fabrik übernahm und Teile der alten Beleg-
schaft zu einem Bruchteil des früheren Arbeitslohns neu anstellte. Besser als arbeitslos 
zu sein, sagten sich viele dieser Amerikaner*innen und ließen sich darauf ein. Der Do-
kumentarfilm zeigt, wie sich diese Arbeitskräfte fortan darum bemühten, mit den chi-
nesischen Vorgesetzten klarzukommen, die die Firma leiteten. Dennoch prallten un-
vermeidlich kulturelle Unterschiede aufeinander. Das chinesische Management zeigte 
sich zunehmend von der (aus ihrer Sicht existierenden) Anspruchshaltung amerikani-
scher Arbeitskräfte genervt, die aus ihrer Sicht nicht arbeitsam genug seien, sodass sie 
diesen die unterwürfig-arbeitsame Arbeitskultur von Arbeitskräften in China anemp-
fahlen. Die amerikanischen Arbeitskräfte versuchten damit durchaus pragmatisch um-
zugehen und den Wünschen des chinesischen Managements, soweit es ihnen tragbar 
schien, entgegenzukommen, obwohl sie wussten, dass sie mitten in ihrer amerikani-
schen Heimat (!) von ihrem Management in dem Geist und mit der Kultur eines Landes 
geführt wurden, das in vielerlei Hinsicht weniger entwickelt ist als die USA, nicht zuletzt 




Ende der dreijährigen Zeit, die der Dokumentarfilm darstellt, konnte dieses pragmati-
sche Bemühen aber dann doch nicht verhindern, dass Viele erneut entlassen wurden, 
weil sich das chinesische Management in der Zwischenzeit angesichts der kulturellen 
Konflikte dazu entschlossen hatte, fortan so weit wie möglich auf neue, smarte Roboter 
zu setzen. 
In den letzten Jahren machte in den USA eine Erhebung der amerikanischen Zentral-
bank von sich reden, der zufolge im Jahr 2018 fast 40 Prozent der Amerikaner*innen 
angaben, nicht über ausreichende eigene Zahlungsmittel zu verfügen, um sich eine 
ungeplante einmalige Zusatzausgabe von 400 Dollar leisten zu können (Federal Re-
serve 2019; Gabler 2016). Das Datum ist nur eines von vielen Hinweisen darauf, dass 
der existenzielle Druck, als Erwerbstätige/r von Monat zu Monat über die Runden kom-
men zu müssen, weitverbreitet ist, weil die Sparguthaben gering sind, die individuelle 
Verschuldung oft hoch, die Krankenversicherung bei einer Entlassung auf dem Spiel 
steht (die ohnehin nicht selten ungenügend ausfällt) und die sozialstaatliche Unterstüt-
zung deutlich schwächer ausfällt ist als in Deutschland. 
Dieses hohe Maß an existenzieller Unsicherheit ist in den USA für sich genommen auch 
nichts Neues. So hat der Politikwissenschaftler Ronald Inglehart diesen Umstand unter 
anderem zur Aufklärung der Gründe für die in den USA im Vergleich zu anderen mo-
dernen Ländern traditionell starke Religiosität herangezogen (Inglehart 2004; Inglehart 
und Norris 2007). Seinen Untersuchungen zufolge gibt es einen statistisch signifikanten 
Zusammenhang zwischen existenzieller Unsicherheit und der Stärke der Religiosität. Bei-
des variiert innerhalb der USA zwischen den Regionen und Bevölkerungsgruppen er-
heblich. Tatsächlich spricht vieles dafür, dass insbesondere rigide und ideologisch 
starre Formen von Religiosität mit einer Lebenssituation in Verbindung zu bringen sind, 
die durch ein hohes Maß an existenzieller Unsicherheit geprägt ist, Lebensumstände, 
die dem Subjekt wenig Spielraum zu autonomer Reflexion und Bildung lassen, sowie 
kehrseitig einen existenziellen Bedarf nach eindeutigen, leicht verständlichen Hand-
lungsorientierungen erzeugen, die von vertrauenserweckenden geistlichen Lehrauto-
ritäten offeriert wird und den Weg aus der existenziellen Not und zum „Heil“ mit hoher 
Gewissheit verspricht (vgl. dazu auch Franzmann 2015). 
Neu ist, dass die traditionell ausgeprägten Zonen existenzieller Unsicherheit in der Sozi-
alstruktur der USA mittlerweile auf einen enorm beschleunigten und umfassenden 
Strukturwandel treffen, sodass es immer mehr als Notwendigkeit erscheint, allen Bürge-
rinnen und Bürgern zukünftig die Möglichkeit zu genuinen, mußevermittelten, autono-
men Bildungsprozessen über die gesamte erwachsene Lebensspanne hinweg zu er-
möglichen. Andernfalls droht der Strukturwandel die schon manifest gewordenen So-
zialpathologien wohl noch zu verschärfen. Gerade in den USA mit ihrer spezifischen 
Kultur- und Religionsgeschichte einer Arbeitsethik und Selbstverantwortlichkeit ohne 
starken Sozialstaat, aus der sich die verbreitete existenzielle Unsicherheit kulturge-
schichtlich erklärt, stellt sich dieses Problem auf besonders drastische Weise. Daher er-
scheint es wohl auch nicht als ein Zufall, dass dieses Land nach längerer Abstinenz in 
kürzester Zeit zur Avantgarde der Grundeinkommensdebatte aufgeschlossen hat und 




erwähnt in den 1960er-Jahren schon einmal, in denen weltweit zum ersten Mal eine 
breitere gesellschaftliche Debatte zu dieser Reformidee stattfand.21 
9. Schlussbemerkung 
Zwar gibt es in Deutschland nicht die Kulturtradition, die in den USA schon seit Langem 
dafür sorgt, dass es ausgeprägte Zonen existenzieller Unsicherheit in der Gesellschaft 
gibt und diese auch hingenommen werden. Unabhängig davon hat allerdings der 
Strukturwandel der Arbeitswelt auch aus sich heraus einen ausgeprägten Trend zur 
„Prekarisierung“ erzeugt (vgl. zum Beispiel Castel 2009; Castel und Dörre 2009; Hepp 
u. a. 2016; Kieselbach und Mannila 2011; Vogel 2009), sodass in vielen modernen In-
dustrienationen die existenzielle Unsicherheit seit Jahrzehnten zunimmt. In Europa und 
Deutschland sitzen wir daher, was den allgemeinen Trend anbelangt, grundsätzlich im 
gleichen Boot wie die USA, wenn auch in unterschiedlicher und in unterschiedlich star-
ker Ausprägung. 
Die durch den Prekarisierungstrend entstandene existenzielle Unsicherheit unterschei-
det sich zwar zum Teil dimensional von derjenigen, die in den USA traditionell ausge-
prägt ist. Denn sie entsteht auch in Gemeinwesen, die weiterhin ein deutlich inklusive-
res Gesundheitssystem auf gutem Niveau haben, eine stärkere Absicherung bei Ar-
beitslosigkeit u.a.m. Aber im Hinblick auf die Verhinderung von mußevermittelter ge-
nuiner Bildung spielt es erst einmal keine Rolle, über welche Dimension existenzielle Un-
sicherheit entsteht: Rechtsunsicherheit, Unsicherheit des Lebensunterhalts, Unsicher-
heit der Gesundheitsversorgung, fehlende oder bedrohte Teilhabe am Normalitätsent-
wurf der Arbeitsgesellschaft, u. a. Letzteres bringt auch in Ländern mit ausgeprägter 
Sozialstaatstradition Arbeitslose trotz finanzieller Grundsicherung in eine Lage der exis-
tenziellen Unsicherheit, weil Arbeitslosigkeit normativ als Ausnahmezustand institutiona-
lisiert ist, in dem man nicht sesshaft werden darf, den man nicht positivieren kann, für 
den es keine soziale Anerkennung gibt und der dementsprechend psychisch belas-
tend ist. Aber auch diejenigen mit Erwerbsarbeit, deren Berufsaussichten aufgrund ih-
rer routinebezogenen Berufstätigkeit und -qualifikation zunehmend von den Möglich-
keiten der Digitalisierung und Rationalisierung überschattet werden, geraten unter 
existenziellen Druck und in einen prekären Zustand ihrer Erwerbsexistenz, zu der Arbeits-
losigkeit als präsente, potenziell angstmachende Möglichkeit hinzugehört. 
Abgesehen davon impliziert die Erfahrung der Existenz einer Möglichkeit zur Maschini-
sierung bei einer derzeit noch durch Menschen ausgeführten Arbeit eine Entwertung 
ihres Sinnstiftungspotenzials – ein Aspekt, der von vielen Anhänger*innen der klassi-
schen Arbeitsgesellschaft, besonders in der Sozialdemokratie, notorisch übersehen 
wird. Jene aktivierende Arbeitsmarktpolitik, die in den letzten Jahrzehnten explizit nach 
dem Workfare-Grundsatz vorgegangen ist: „lieber Arbeit als Arbeitslosigkeit finanzie-
ren“, hat – gegenläufig zu der oft damit verbundenen „neoliberal“-marktorientierten 
Rhetorik – einen enormen Subventionstatbestand neu geschaffen, dadurch dass das 
zum Leben ausreichende Arbeitseinkommen von „working poor“ vonseiten des Staa-
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tes auf das Grundsicherungsniveau aufgestockt und somit deren lebendige mensch-
liche Arbeitskraft gegenüber der Konkurrenz durch Maschinen finanziell subventioniert 
wird. Kehrseite dieser Politik ist, dass das sinnstiftende Potenzial dieser subventionierten 
Form von Arbeit, auf das man sich dabei dennoch häufig beruft, sinkt und für die Be-
troffenen in Gestalt der Aufstockungszahlung des Staates auch handgreiflich erfahr-
bar wird. Nicht zu vergessen ist, dass Arbeitslose dabei zum Teil gegen ihren Willen, mit 
Sanktionsdrohungen, in solche staatlich subventionierte Arbeit getrieben werden. Für 
die Betroffenen ist die Erosion des Sinnstiftungspotenzials solcher Arbeit auch in ande-
ren Hinsichten in der alltäglichen Erfahrungswelt sehr präsent und oft nur zu offensicht-
lich (vgl. dazu Graeber 2019, vgl. diesbezüglich für den Sektor öffentlich geförderter 
Beschäftigung z. B. Bauer u. a. 2016). 
In welcher Dimension auch immer, existenzielle Unsicherheit zerstört per se Muße und 
Möglichkeiten zu genuiner Bildung. Sie bindet die betroffenen Subjekte in ihrer Leben-
spraxis in existenzieller Hinsicht und hält sie darüber vermittelt von autonomen, durch 
müßige Krisen vermittelten, angstfreien und perspektivisch autonomisierenden Bil-
dungsprozessen ab. 
Das Problem ist aber nicht allein, dass die wachsende Prekarisierung, die mit dem ak-
tuellen Strukturwandel der Arbeitswelt einhergeht, genuine Bildung erschwert. Gegen-
läufig dazu nehmen auch, wie deutlich geworden sein sollte, die Herausforderungen 
an die biografische Gestaltung der Bürger*innen stark zu. Der gleiche Strukturwandel, 
der also zukünftig eigentlich sehr viel bessere Möglichkeiten zu genuiner Bildung über 
die Lebensspanne als bisher erforderte, führt in seiner gegenwärtigen Form eher in die 
gegenteilige Richtung einer zusätzlichen Beschränkung der Möglichkeiten genuiner 
Bildung (vgl. diesbezüglich auch Haubl 2009; Haubl u. a. 2013). 
Dies ist nicht zuletzt ein erhebliches Problem für die Demokratie. Diese gründet auf der 
Autonomie der Bürger*innen und wird durch diese getragen. Autonomie ist aber ohne 
genuine Bildung nicht substanziell, sodass auch gilt, dass Demokratie auf genuine Bil-
dung angewiesen ist. Sollte eine wachsende Zahl von Menschen im beschleunigten 
Strukturwandel das Gefühl bekommen, sich diesem nur noch fremdbestimmt anpas-
sen und unterwerfen zu können, ohne über Möglichkeiten zur selbstbestimmten, bil-
denden Aneignung und darüber vermittelt dann auch zur substanziellen Mitgestaltung 
zu verfügen, erodieren die Grundlagen, auf denen die Demokratie ruht. 
Jene Trump-Wähler*innen, die das radikal-libertäre Autonomieverständnis einer ame-
rikanischen Basisdemokratie, welche übergeordneten bundesstaatlichen Strukturen 
und Regulierungen eher skeptisch oder direkt ablehnend gegenüber steht, vor sich 
hertragen, aber zugleich in atemberaubendem Ausmaß auf durchschaubare Ver-
schwörungstheorien, Lügen und Desinformationskampagnen hereinfallen und zu den 
hierbei offensichtlich untergründig beteiligten eigenen Frustrations- und Hassgefühlen 
keine reflexive Distanz finden, sind eine Mahnung daran, wie wenig substanziell die 
Autonomie der Bürger*innen ohne genuine Bildung ist. Letztere ist auf Bedingungen 
der existenziellen Sicherheit in allen ihren Dimensionen angewiesen, letztlich auf 
„Muße“ als dem Inbegriff einer selbstbestimmten Praxis, in der Subjekte existenziell un-
bedrängt sind und sich angstfrei-selbstbestimmt mit Veränderungen der Gesellschaft 
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